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capítulo

Der Kollaps der Lehman Brothers in 2008 war der Auslöser für die weltweite Wirtschafts- und Fi-
nanzkrise. Ein kompletter Zusammenbruch des Systems konnte jedoch verhindert werden, weil 
Regierungen weltweit einschritten, indem sie ihre Ressourcen mobilisierten und den Bank- und 

Finanzsektor retteten. Ein anschaulicheres Beispiel für die Wichtigkeit öffentlicher Ausgaben hätte es nicht 
geben können. 

Leider aber war das nicht die Wende, die viele erwartet hatten. Viele nationale Regierungen und inter-
nationale Institutionen – der internationale Währungsfond und die Europäische Kommission eingeschlos-
sen – erklärten öffentliche Ausgaben nicht als Teil der Lösung, sondern als Teil des Problems. Sparsamkeit 
stand nun auf der Tagesordnung und zwang weltweit vielen öffentlichen Diensten extreme Einschnitte auf. 
Das Ergebnis waren eine jahrelange Rezession und steigende Arbeitslosigkeit. Und wieder läuft alles wie 
gehabt. Die Deregulierung, die zur Stärke der Finanzkrise beigetragen hatte, steht schon wieder auf der 
Tagesordnung. Dabei liegt der Fokus jetzt auf dem öffentlichen Sektor und den unzähligen Gesetzen und 
Institutionen, die Arbeiter und deren Gewerkschaften schützen. Die Rolle des öffentlichen Sektors in der 
Eindämmung der Krise wurde vergessen und die Angriffe auf öffentliche Ausgaben und Arbeiter im öffent-
lichen Sektor fortgesetzt.  

Folglich ist es umso wichtiger, dass wir erklären, wieso öffentliche Ausgaben so wichtig sind. 
2009 hat PSI die erste Version dieses Berichtes an David Hall von der Forschungsstelle von Public Services 

International (PSIRU) in Auftrag gegeben. EGÖD und PSI haben sich zusammengetan, um diese überarbei-
tete und aktualisierte Version zu finanzieren, von der wir glauben, dass sie unsere weltweiten Partner mit 
wertvollen Zahlen, Fakten und Argumenten versorgen kann, damit sie öffentliche Ausgaben, öffentliche 
Dienste und Arbeiter im öffentlichen Dienst verteidigen können.  
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Generalsekretärin
der IÖD
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Generalsekretärin
des EGÖD

Jan Willem Goudriaan
Stellvertretender Generalsekretär
des EGÖD



Título

4

Warum wir öffentliche Ausgaben brauchen

Einleitung

1 Krise und Sparpolitik
Krise, wirtschaftliche Erholung, Bankenrettung und öffentliche Ausgaben 

Sparsamkeit, soziale Folgeschäden und Wirtschaftswachstum 
Die Ziele der Sparpolitik 

2 Wirtschaftliche Vorteile
Öffentliche Ausgaben und Wirtschaftswachstum 

Infrastruktur
Unterstützung für Wirtschaft und Innovation 

Effizienz 

3 Beschäftigung
Beschäftigung im öffentlichen Sektor 

Weltweite Schätzung der vom öffentlichen Sektor abhängigen Arbeitsplätze 
Öffentlicher Sektor und formelle Beschäftigung 

Arbeitsplatzsubventionen und Beschäftigungsgarantien
Öffentliche Auftragsvergabe und Sozialklauseln 

4 Öffentliche Güter
Öffentliche Gesundheitsversorgung – besseres Kosten-Nutzen-Verhältnis 

Probleme der privaten Gesundheitsversorgung 
Wohnungsbau 

Umwelt: öffentliche Finanzen und Klimawandel 

5 Gleichheit
Marktungleichheiten und öffentliche Gleichheit 

Zunehmende Marktungleichheit 
Die Auswirkungen öffentlicher Ausgaben und öffentlicher Dienste 

Öffentliche Dienste und Gleichheit 
Infrastruktur und Gleichheit 

Sozialleistungen, Altersversorgung und Gleichheit 
Öffentliche Dienste und Einkommensverteilung 

6 Öffentliche Finanzen: Steuern und Einnahmen
Steuersätze 

Steuerstrukturen 
Körperschaftssteuer 

Zinszahlungen 
Steuerumgehung  

Großes Potenzial für mehr Steuereinnahmen 
Finanztransaktionssteuer 

Gebäude- und Grundsteuern 
Politik und Steuererhebung 

7 Öffentliche Finanzen: Kreditaufnahme und Staatsverschuldung 
Haushaltsdefizite und Staatsverschuldung 

Das Problem mit privaten Finanzgebern 
Verkauf von staatlichen und kommunalen Betrieben 

Kreative Buchführung mit ÖPP 

8 Öffentliche Ausgabenpolitik 

Literaturhinweise

5

7
8
9

10

13
14
16
18
19

21
22
23
24
25
26

27
28
28
31
31

35
36
37
38
39
43
47
47

49
50
51
52
53
54
55
55
56
56

57
59
59
59
60

61

64

Internationale 
der Öffentlichen Dienste
45, avenue Voltaire, BP 9
01211 Ferney-Voltaire Cedex
Frankreich
Tel: +33 (0) 450 40 64 64
Fax: +33 (0) 450 40 73 20
Email: psi@world-psi.org

Europäischer 
Gewerkschaftsverband 
für den Öffentlichen Dienst
Rue Joseph II, 40
Box 5
1000 Brüssel
Belgien
Tel: +32 (0) 2 250 10 80
Fax: +32 (0) 2 250 10 99
Email: epsu@epsu.org

Veröffentlicht vom EGÖD
Autor Dave Halle
Mai 2014
Fotografien von José Camó und EGÖD



5

Einleitung 

Dieser Bericht legt dar, warum öffentliche Ausgaben und besonders Investitionen in öffentliche 
Dienste wirtschaftlich und sozial unerlässlich sind und keine wirtschaftliche Bürde darstellen. Stei-
gende öffentliche Ausgaben sind seit mehr als 100 Jahren Bestandteil des Wirtschaftswachstums; 

sie unterstützen die Hälfte der regulären Arbeitsverhältnisse weltweit, davon einen großen Teil im Privat-
sektor; und sie sorgen für eine im Vergleich zum Privatsektor effizientere und effektivere Bereitstellung von 
Dienstleistungen wie Gesundheitsversorgung und von öffentlichen Gütern wie erneuerbaren Energien. Öf-
fentliche Ausgaben bieten eine wichtige Möglichkeit, nicht nur durch Sozialleistungen, sondern auch durch 
öffentliche Dienste für mehr Gleichheit in der Gesellschaft zu sorgen. 

Das Ziel besteht auch darin zu zeigen, dass diese Extra-Ausgaben in allen Ländern völlig problemlos durch 
die Besteuerung der Reichen, der Bekämpfung von Steuerhinterziehung von Unternehmen sowie durch 
Vermögenssteuern finanziert werden können. Öffentliche Ausgaben und Kreditaufnahmen des Staates sind 
wesentlich effizientere Möglichkeiten der Finanzierung und Erbringung öffentlicher Dienste als öffentlich-
private Partnerschaften oder Privatisierungen. 

In vielen Ländern wird inzwischen eine rigorose Sparpolitik befolgt. Staatsausgaben und Haushaltsde-
fizite werden als wichtige Wirtschaftsprobleme benannt. Aber die Haushaltsdefizite sind das Ergebnis der 
Krise, nicht ihre Ursache. Die Spardiktate ruinieren die Aussichten für Wirtschaftswachstum, anstatt sie zu 
verbessern. In ihrer Ausführung werden öffentliche Dienste, öffentliche Beschäftigung und öffentliche Aus-
gaben gesenkt (siehe Kapitel 1). 

Öffentliche Ausgaben sind alles andere als eine Belastung der Wirtschaft. Sie haben vielmehr seit mehr 
als einem Jahrhundert durchgängig positive Auswirkungen in allen Ländern. Diese positive Rückkoppe-

Einleitung

lung funktioniert sowohl in Entwick-
lungsländern als auch in Ländern mit 
hohen Durchschnittseinkommen. Öf-
fentliche Ausgaben unterstützen das 
Wirtschaftswachstum durch Investiti-
onen in Infrastrukturen, durch Förde-
rung gut ausgebildeter und gesunder 
Arbeitskräfte und durch Umverteilung 
des Wohlstandes und der damit ein-
hergehenden Erhöhung der Kaufkraft 
ärmerer Verbraucher. Dies ist gleichbe-
deutend mit der Absicherung gegen 
Risiken, der direkten Unterstützung 
der Wirtschaft – unter anderem durch 
technische Innovationen - und mehr 
Effizienz durch die Übernahme dieser 
Aufgaben (siehe Kapitel 2).

Öffentliche Ausgaben haben aus 
mehreren Gründen sowohl in Ländern 
mit hohen Durchschnittseinkommen als auch in Entwicklungsländern positive Auswirkungen auf die Ar-
beitsmärkte: Durch die direkte Beschäftigung von MitarbeiterInnen im öffentlichen Dienst; durch die indi-
rekte Beschäftigung von Arbeitskräften über Subunternehmer, die die ausgelagerte Lieferung von Waren 
und die Bereitstellung von Dienstleistungen übernehmen; durch die Einstellung von Arbeitskräften für Inf-
rastrukturprojekte; und durch die zusätzliche Nachfrage und Schaffung von Arbeitsplätzen infolge der Kon-
sumausgaben, die von den Löhnen dieser Arbeitskräfte und auch von den Empfängern von Sozialleistungen 
getätigt werden („Multiplikator-Effekt) (siehe Kapitel 3). 

In ihrer Kombination unterstützen diese Mechanismen die Hälfte der formellen Arbeitsplätze weltweit; 
Subventionen fördern Beschäftigung in der Privatwirtschaft oder sorgen für Beschäftigungsgarantien; sie 
schaffen die Rahmenbedingungen für formelle Arbeitsplätze mit menschenwürdigen Löhnen und Arbeits-
bedingungen; das öffentliche Auftragswesen wird genutzt, um von privaten Auftragnehmern „faire Löhne“ 
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zu fordern, Diskriminierungen aufgrund von Geschlecht und ethnischer Zugehörigkeit zu verringern und die 
reguläre Beschäftigung von örtlichen Arbeitskräften zu unterstützen.

Der Zweck öffentlicher Ausgaben und öffentlicher Dienste besteht darin, das Gemeinwohl zu fördern. 
Dazu gehört zum Beispiel die Bereitstellung einer allgemeinen Bildung und eines allgemeinen Zugangs 
zur Gesundheitsversorgung; Umweltziele wie die Verringerung der Treibhausgasemissionen und eine um-
weltverträgliche Entsorgungswirtschaft; und wirtschaftliche Ziele wie Vollbeschäftigung. In vielen Berei-
chen lassen sich diese Ziele am effektivsten und effizientesten durch öffentliche Ausgaben und öffentliche 
Dienste erreichen. Der vorliegende Bericht untersucht drei politische Felder, für die öffentliche Ausgaben 
und öffentliche Dienste von zentraler Bedeutung sind – Gesundheitsversorgung, Wohnungswirtschaft und 
Klimawandel (siehe Kapitel 4). 

Die Gewinnmaximierung auf Kosten der Lohentwicklung und der unverhältnismäßige Einkommensanstieg 
der reichsten Haushalte haben zu umfassenden und stetig zunehmenden Ungleichheiten mit schädlichen 
wirtschaftlichen und sozialen Auswirkungen geführt. Neben den Gewerkschaften sind öffentliche Ausgaben 
und öffentliche Dienste die stärksten Kräfte zur Versorgung von Gleichheit und sozialer Gerechtigkeit.  

Öffentliche Ausgaben übernehmen die Umverteilung von Geldeinkommen durch Sozialleistungen, al-
lerdings leisten öffentliche Dienste einen noch größeren Beitrag zu mehr Gleichheit. Der Wert öffentlicher 
Dienste ist gleichmäßig verteilt, und in den moderneren Volkswirtschaften, die Mitglieder der Organisation 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung sind, ist dies gleichbedeutend mit einem Plus von 76% 
des verfügbaren Geldeinkommens der ärmsten 20% der Bevölkerung. 

In Lateinamerika haben öffentliche Dienste die gleichen Auswirkungen und wirken sich somit positiver 
auf Gleichheitsziele aus als Sozialleistungen. Auch in den asiatischen Ländern sind die Vorteile einer öffent-
lichen Gesundheitsversorgung und Bildung wirkungsvolle Mechanismen, um mehr Gleichheit zu erreichen. 
Infrastrukturen für die Versorgung mit Strom und Wasser und für andere Dienstleistungen verbessern nicht 
nur den Zugang für alle, sondern führen auch zu mehr Beschäftigungsmöglichkeiten, besonders für Frauen. 
Durch die Beschäftigung von mehr Menschen zu besseren Löhnen und Arbeitsbedingungen verbessern 
öffentliche Dienste ebenfalls die Einkommensgleichheit (siehe Kapitel 5).

Staatseinnahmen bestehen aus unterschiedlichen Steuern und Einnahmen aus anderer Quellen. Länder 
mit höherer wirtschaftlicher Leistungskraft (BIP) haben ein höheres Steueraufkommen und höhere Steu-
ereinnahmen und sind somit ein wichtiger Teil der wirtschaftlichen Entwicklung. Das Gesamtaufkommen 

muss ausreichend hoch sein, um die Ausgaben für öffentliche 
Dienste und die soziale Absicherung bezahlen zu können. Die 
Steuerbelastung sollte gerecht verteilt werden.

Die neoliberale Politik, die sich für eine umfassendere Rolle 
des Marktes und den Rückzug des Staates stark macht, versucht 
dies auf dem Wege des Steuerabbaus durchzusetzen, indem die 
Reichen und die Unternehmen mit ihren Gewinnen zum Scha-
den der übrigen Bevölkerung steuerlich besser gestellt werden. 
Alle Staaten könnten ihre Einnahmen erheblich steigern, indem 
sie die Steuern auf hohe Einkommen, Vermögen und Unterneh-
memsgewinne anheben. Das erfordert Maßnahmen zur Ver-
besserung der Systeme der Steuererhebung und gegen Steuer-
vermeidung und Steueroasen (siehe Kapitel 6). 

Die Verfechter der Sparprogramme argumentieren, dass die 
Staatsverschuldung dem Wirtschaftswachstum schade. Es gibt 
keinerlei Beweise, die diese These stützen – eine Studie der Uni-
versität von Harvard, die hier angeblich einen Zusammenhang 
festgestellt haben will, wurde widerlegt. Die staatliche Kredit-
aufnahme ist ein probates wirtschaftliches Instrument zur För-
derung der Wirtschaftstätigkeit und wesentlich preiswerter, als 
die Kreditaufnahme der privaten Unternehmen, die wesentlich 
höhere Zinsen zahlen müssen. Privatisierungen und öffentlich-
private Partnerschaften sind überflüssige, kostspielige und kon-
traproduktive Arten der Geldbeschaffung (siehe Kapitel 7).

Eine Abkehr von der gängigen politischen Praxis erfordert 
politischen Handlungsbedarf. Die Marktmechanismen werden nicht für das Niveau an öffentlichen Diensten 
sorgen, das Staaten benötigen. Entscheidungen, die zu mehr öffentlichen Ausgaben oder dem Diktat von 
Sparprogrammen führen, sind das Ergebnis politischer Prozesse auf nationaler und internationaler Ebene 
(siehe Kapitel 8).
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Krise und Sparpolitik

Die Sparpolitik wird in vielen Ländern angewandt. Öffentliche Ausgaben und Haushaltsdefizite wer-
den als wichtige politische Probleme benannt. Aber die Staatsdefizite sind in erster Linie das Ergeb-
nis der Krise, nicht ihre Ursache. Die Spardiktate ruinieren die Aussichten auf Wirtschaftswachstum, 

anstatt sie zu verbessern. In ihrer Wirkung setzen sie die Bedeutung öffentlicher Dienste, öffentlicher Be-
schäftigung und öffentlicher Ausgaben herab.

Krise, wirtschaftliche Erholung, Bankenrettung und öffentliche Ausgaben Die Weltwirt-
schaft steckt seit Beginn der Finanzkrise 2008 in einer tiefen Rezession. Diese Krise ist das Ergebnis der 
kurzsichtigen Spekulationen der Banken und Finanzdienstleister. Die Krise wurde in keiner Weise durch 
staatliche Ausgaben verursacht. Infolge dieser Krise und der damit einhergehenden Rezession stiegen aus 
drei Gründen allerdings überall die Staatsverschuldung und die öffentlichen Ausgaben (Tabelle 1 zeigt die 
reale Ausgabensituation):

Tabelle 1.1 Öffentliche Ausgaben in % des BIP, 2006-2012

Länder mit hohen Einkommen (Durchschnitt)
Euro-Raum 

Vereinigtes Königreich 
Vereinigte Staaten 

Japan 
Korea 

Entwicklungsländer (Durchschnitt) 
Asien 

Osteuropa 
Lateinamerika 

Naher Osten und Nordafrika 

2006 
38.6
46.6
40.1
34.6
34.5
21.5
26.9
20.8

35
29.5
34.7

2007
38.7

46
39.8
35.5
33.3
21.9
27.4

21
35.7
30.4
33.7

2008
40.6
47.2
42.4
38.1
35.7
22.4
28.6
22.3
36.9
31.8
34.6

2009
44.6
51.2
46.8
42.8

40
23

30.1
23.9
41.1
33.2
33.6

2010
43.3

51
46.1
41.1
38.9

21
29.6
23.3

39
34.3
32.8

2011
42.7
49.5
44.7
40.2
40.8
21.4
29.3
23.9

37
34

32.7

2012
42.1

50
44.8
38.8
41.3
21.4
29.9
24.8
37.6
34.7
33.8

Quelle: IMF 2013

· Erstens steigen die Haushaltsdefizi-
te automatisch während einer Rezession, 
da die Steuereinnahmen sinken und die 
Ausgaben für Sozialleistungen steigen. In 
Kombination schützt dies die Menschen 
bedingt vor Einkommensverlusten und 
wirkt als Konjunkturprogramm, das die 
Auswirkungen der Rezession teilweise 
ausgleicht. 

· Zweitens gab es 2009 in den meis-
ten Ländern eine global koordinierte und 
gezielte massive Ausweitung der öffentli-
chen Kreditaufnahme, die zu einer signifi-
kanten Belebung der Weltwirtschaft führ-
te, in erster Linie zurückzuführen auf mehr 
öffentliche Ausgaben.

· Der dritte Grund ist die massive Verschuldung einer Reihe von Regierungen der nördlichen Hemisphäre 
zur Rettung ihrer Banken. Dies beinhaltete den Ankauf von Aktien und die Bereitstellung staatlicher Kredite 
für Banken, allgemeine staatliche Garantien für Bankkredite und Bankeinlagen und die Bereitstellung einer 
höheren Liquidität. Der IWF hat dies als einen „bisher einmaligen Übergang von Risiken vom privaten auf 
den öffentlichen Sektor“ bezeichnet (IWF 2008).   



9

Krise und Sparpolitik

Sparsamkeit, soziale Folgeschäden und Wirtschaftswachstum In Ländern mit einer rigo-
rosen Sparpolitik gibt es immer mehr Familien, die sich keine vernünftigen Lebensmittel mehr leisten 
können. Die Arbeitslosigkeit steigt, ebenfalls die Ungleichheit und die Armut, gleichzeitig sinken die Ge-
burtenraten. Das nachfolgende Diagramm zeigt, dass die Arbeitslosigkeit in Ländern mit einem größeren 
Anstieg der Sozialausgaben weniger stark anstieg; dass die Arbeitslosigkeit in Ländern mit umfassenden 
Sparprogrammen um zusätzliche 6 Prozentpunkte anstieg; und dass dies aufgrund der damit verbundenen 
Auswirkungen auf die Haushaltseinkommen genau so große Auswirkungen hat wie die Rezession selbst 
(OECD 2014A).

„Verstaatlichung zur Rettung des freien Marktes“
Im Oktober 2008 haben Regierungen überall auf der Welt Banken verstaatlicht, um den Kollaps der 

Finanzsysteme zu verhindern. Die Financial Times, ein weltweit führendes Wirtschaftsblatt, klärte ihre 
Leser darüber auf, dass dies nicht so interpretiert werden könne, dass die Banken zukünftig Teil des 
öffentlichen Sektors sind. „Bedeutet diese Rettung das Ende des privaten Finanzkapitalismus? Natürlich 
nicht. Diese Politiker führen den Kapitalismus nicht zugunsten einer sozialverträglicheren Rechtsstaat-
lichkeit zum Schafott. Sie nutzen den Staat, um den gefährlichsten historischen Feind des Marktes zu 
besiegen – eine alles erfassende Depression. Und damit haben sie recht.“ (FT 2008) 

Diese Bankenrettung kostet ca. €1.380 Milliarden ohne Einberechnung der langfristigen Folgekosten. 
Das entspricht dem Gegenwert aller weltweit ausgeführten Privatisierungen der vergangenen 30 Jahre 
im Wert von ca. €1.300 Milliarden. Der öffentliche Sektor hat demnach innerhalb eines Jahres mehr 
Kapital in den Privatsektor fließen lassen, als dieser in den vergangenen 30 Jahren für die Privatisierung 
staatlicher Unternehmen bezahlt hat. Der Unterschied besteht allerdings darin, dass sich der öffentliche 
Sektor jetzt als unnütze Belastung mit gescheiterten Banken auseinandersetzen muss, während der pri-
vate Sektor über zahlreiche profitable Versorgungsbetriebe und Dienstleistungsunternehmen verfügt.1

1 Das Privatisation Barometer 2008 kommt zu einer ähnlichen Bewertung der relative Folgen der Hilfen für den Finanzsektor und 
der Gesamtkosten der Privatisierungen: Regierungen weltweit haben [2008] mehr Vermögenswerte des Privatsektors übernom-
men – vermutlich mehr als €1,1 Billionen Bankaktien und Anleihen – als sie selbst veräußert haben ... Das ist eine beeindruckende 
Zahl, wenn man bedenkt, dass die Einnahmen aus Privatisierungen weltweit vom 1977 bis heute den gleichen Betrag erreichen.”

Die Verfechter der Sparpolitik behaupten öffentlich, dass auf diese Weise wieder Wirtschaftswachstum 
entstehen könne und damit auch die Beschäftigtenzahlen wieder steigen werden. Die empirischen Erkennt-
nisse aus der aktuell in Europa verfolgten Politik sowie aus früheren Erfahrungen in Entwicklungsländern 
zeigen jedoch, dass Sparen nicht zu Wachstum führt, sondern das Gegenteil der Fall ist. Das nachstehende 

Diagramm 1.1: Auswirkung der Austeritätspolitik und der Rezession auf die Arbeitslosigkeit in den OECD-Ländern 2007-2012

Quelle: OECD 2014A



10

Warum wir öffentliche Ausgaben brauchen

Diagramm 1.2: Sparpolitik und Wachstum 2009-2011 

Quelle: Krugman 2012

Vorangegangene Erfahrungen belegen ebenfalls, dass Spardiktate das Wirtschaftswachstum eher brem-
sen als beflügeln: 

· Eine im August 2012 veröffentlichte Studie des Internationalen Währungsfonds (IWF) bestätigt, dass 
die Rückführung der Haushaltsdefizite mit großer Wahrscheinlichkeit und besonders inmitten einer Rezes-
sion negative Folgen auf das Wachstum hat. In der Schlussfolgerung heißt es: „Wer Volkswirtschaften mit 
bereits rückläufiger Wirtschaftsleistung fiskalische Anreize entzieht, kann die Rezession verlängern, ohne 
die erwarteten Steuereinsparungen zu realisieren.“ Eine weitere Erkenntnis lautet, dass „Vertrauenseffekte 
offensichtlich niemals so ausgeprägt waren, dass sie zu einer expansiven Konsolidierung geführt hätten“. 
Der unterstellte Vorteil des wiederhergestellten Vertrauens in die Märkte überwiegt niemals den Nachteil 
der entstehenden Schäden (IWF 2012A). 

· In der Ausgabe seines World Economic Outlook vom Oktober 2012 berichtete der IWF, dass alle Progno-
sen für das Wirtschaftswachstum im Anschluss an die Sparprogramme systematisch viel zu hoch angesetzt 
wurden. Es wird kein Zweifel daran gelassen, dass es eine „große, negative und signifikante“ Diskrepanz 
zwischen den Prognosen und den tatsächlichen Ergebnissen gibt“ (IWF 2012B). 

· Eine Analyse der Konferenz der Vereinten Nationen für Handel und Entwicklung (UNCTAD) hat ebenfalls 
festgestellt, dass die Ergebnisse gemessen am BIP-Wachstum in fast allen Fällen unter den IWF-Prognosen 
gelegen haben. Sie kommt zu dem Schluss: „Diese Bilanz der vom IWF unterstützten gescheiterten Sanie-
rungsprogramme lässt den Schluss zu, dass sie auf einer fundamental falschen makroökonomischen Vor-
stellung beruhen“ (UNCTAD 2011).

· Die IWF-Programme und die Wirtschaftspolitik der Europäischen Union erfordern ebenfalls eine Ände-
rung der Economic Governance und der wirtschaftlichen Regulierung, damit die Wirtschaft durch Regulie-
rungen aller Art nicht eingeschränkt wird. Dazu gehören z.B. Arbeitsbedingungen und die Regulierung des 
Finanzsektors. Aber diese bevorzugten politischen Maßnahmen sind nicht nur nutzlos, sondern eindeutig 
schädlich. In einem IWF-Bericht heißt es, dass „Länder mit den besten Wertungen hinsichtlich des Regu-
lierungsrahmens des öffentlichen Sektors und mit der weitgehendsten Deregulierung der Finanzmärkte 
wirtschaftlich am härtesten“ von der Krise getroffen wurden. Ein OECD-Bericht kommt zu dem Schluss, 
dass „die Indikatoren für die Qualität den Regulierungsrahmen des öffentlichen Sektors als Zeichen der 
Marktfreundlichkeit der Wirtschaft negativ mit dem Wirtschaftswachstum korreliert sind.“ (IWF 2011A) 

Die Ziele der Sparpolitik Die Sparpolitik strebt weitere Ziele an, die nicht in direktem Zusammenhang 
mit dem Wachstumsziel stehen. Die wichtigsten Ziele sind: 

· Umkehr des langfristigen Aufwärtstrends bei den öffentlichen Ausgaben (siehe Abschnitt 2); 
· Verhinderung der erwarteten Zunahme öffentlicher Ausgaben für Renten und Gesundheitsversorgung 

aufgrund des demographischen Wandels in zahlreichen Ländern; und 
· Stellenabbau im öffentlichen Sektor.

Diagramm zeigt, dass der Rückgang des BIP umso höher ist, je rigoroser die Spardiktate, gemessen an der 
Verringerung des Staatsdefizits.
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Krise und Sparpolitik

Rechte Regierungen, die haushaltspolitischen Zwänge infolge der EU-Wirtschafts- und Währungsunion 
sowie der konstante Druck seitens des IWF und der Weltbank hatten bis 2007 erfolgreich dazu geführt, 
dass der Trend einer ständigen Zunahme öffentlicher Ausgaben verlangsamt oder sogar umgekehrt wurde. 
Aufgrund der Krise und der auf Vermeidung von Deflation ausgerichteten Wirtschaftspolitik ab 2009 stie-
gen die öffentlichen Ausgaben erneut auf über 50% im Jahre 2010, wie aus dem nachstehenden Diagramm 
ersichtlich wird.

Das nachstehende Dia-
gramm zeigt die Vorhersage 
des IWF, dass allein die Ge-
sundheitsausgaben bis 2030 
um 3,5% des BIP und die Aus-
gaben für die Altersversorgung 
um 1% des BIP steigen könn-
ten. Der IWF hat eine allgemei-
ne Sparstrategie vorgeschlagen. 
Diese hat das ausschließliche 
Ziel, das zukünftige Wachstum 
öffentlicher Ausgaben im Zaum 
zu halten (IWF 2010A). 

Aus diesem Grund hatten 
2009 bereits zahlreiche Staa-
ten trotz heftiger Proteste und 
Gegenbewegungen politische 
Maßnahmen zur Kürzung 
von Renten- und Pensionsan-
sprüchen allgemein und für 
Beschäftigte des öffentlichen 

Aber auch schon vor der Krise hatten IWF, OECD, EU und zahlreiche einzelstaatliche Regierungen seit den 
90er Jahren umfassende Kürzungen der öffentlichen Ausgaben gefordert, da aufgrund der älter werdenden 
Bevölkerung mit höheren Ausgaben in den Bereichen Gesundheit und Altersversorgung zu rechnen ist. Der 
erste Bericht der Europäischen Kommission zu diesem Thema 1999 fand eine einfache Formel für dieses 
Problem: „Aufgrund der älter werdenden Gesellschaft ist von einer substanziellen Erhöhung der alterungs-
bedingten Staatsausgaben auszugehen … Wichtig ist dabei, auf den Umfang der Aufgaben hinzuweisen, 
die Regierungen hinsichtlich der Kontrolle der Gesundheits- und Rentenausgaben in den kommenden 50 
Jahren zu schultern haben” (McMorrow und Roeger 1999). 

Der demographische Wandel war einer der vom IWF angeführten Faktoren, um die Abkehr von der 
keynesianischen Anreizpolitik 2009 zugunsten einer langfristigen globalen Sparpolitik zu rechtfertigen.

Diagramm 1.3: Öffentliche Ausgaben in Prozent des BIP, EU-27, 1995-2012

Quelle: Eurostat
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des öffentlichen Sektors einzuschränken, als auch die Löhne allgemein auf ein „wettbewerbsfähigeres“ 
Niveau zu senken. Dass die Löhne im öffentlichen Sektor im Mittelpunkt stehen, wird mit dem Argument 
begründet, dass diese Löhne speziell während einer Rezession nicht der Marktdisziplin unterworfen sind 
und auf diese Weise eine allgemeine Anhebung des Lohnniveaus auslösen können, wodurch eine Volkswirt-
schaft an Wettbewerbsfähigkeit verliert. 

Die Beweislage ist hier aber mehr als dürftig. Ein Bericht der Europäischen Zentralbank zu dem Thema ist 
zu dem Schluss gekommen, dass die „Entwicklungen der Löhne im öffentlichen und privaten Sektor auch 
kurzfristig nicht stark voneinander abweichen. Die Löhne in beiden Sektoren zeigen tendenziell langfristig 
eine gemeinsame Entwicklung (EZB 2010). Weitere Einzelheiten sind einem PSIRU-Bericht über Löhne im 
öffentlichen Sektor zu entnehmen (PSIRU 2011).

Diagramm 1.4: Prognose zukünftiger öffentlicher Ausgaben

Quelle: IMF 2010A

Sektors im Besonderen durchgesetzt. 
ArbeitnehmerInnen müssen heute län-
ger arbeiten, gehen später in Rente 
oder Pension und beziehen eine nied-
rigere Altersversorgung. Öffentliche 
Ausgaben für das öffentliche Gesund-
heitswesen in Europa sind ebenfalls 
erstmals in vielen Jahren von 9,2% des 
BIP 2009 und 9,0% im Jahre 2010 zu-
rückgegangen; dies entspricht exakt 
den Wunschvorstellungen der inter-
nationalen Institutionen. In Irland und 
Griechenland waren diese Einschnitte 
am gravierendsten (OECD 2012). 

Die Sparprogramme zielen in be-
sonderer Weise auf die Beschäftigten 
im öffentlichen Dienst, speziell auf die 
Zahl der Belegschaften, die Entlohnung 
und die Altersbezüge. Dies ist auch seit 
langem ein fester Bestandteil der Spar-
diktakte des IWF, um sowohl die Rolle 

Weitere Lektüre 
Die wichtigsten Datenquellen über internationale Wirtschaftsentwicklungen und öffentliche Ausga-

ben sind weiterhin der Internationale Währungsfonds (IWF) und die Organisation für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD). IWF-Daten sind über den regelmäßig erscheinenden World 
Economic Outlook (http://www.imf.org/external/ns/cs.aspx?id=29) erhältlich, während die OECD Jah-
resberichte und Daten über Staatsfinanzen sowie Ausgaben für Gesundheit und Soziales in Ländern 
mit hohen Einkommen veröffentlicht (http://www.oecd-ilibrary.org/economics/oecd-at-a-glance-publi-
cations_aag_pkg-en). 

Die Bretton Woods Foundation veröffentlicht eine Vielzahl von kritischen Berichten über die den 
Entwicklungsländern auferlegten Spardiktate des IWF, der Weltbank und anderer Institutionen: http:// 
www.brettonwoodsproject.org/index.shtm 

Die EuroMemorandum-Gruppe veröffentlicht alternative Wirtschaftsvorschläge für Europa: http:// 
www.euromemo.eu/ 

Das Internationale Politikzentrum für inklusives Wachstum des Entwicklungsprogramms der Vereinten 
Nationen veröffentlicht progressive Perspektiven über die Wirtschaftspolitik von Entwicklungsländern: 
http://www.ipc-undp.org/ 

Martin Wolf hat sich in der Financial Times mehrfach kritisch zur Austeritätspolitik geäußert: http:// 
www.ft.com/comment/columnists/martin-wolf 

Es gibt eine Reihe relevanter PSIRU-Berichte, siehe Literaturliste- PSIRI 2013A, PSIRU 2012 und PSI-
RU2011.



13

Wirtschaftliche Vorteile2



14

Warum wir öffentliche Ausgaben brauchen

Wirtschaftliche Vorteile

Öffentliche Ausgaben sind alles andere als eine Belastung der Wirtschaft. Sie haben vielmehr seit 
mehr als einem Jahrhundert durchgängig positive Auswirkungen. Diese positive Rückkoppelung 
funktioniert sowohl in Entwicklungsländern als auch in Ländern mit hohen Durchschnittseinkom-

men. Öffentliche Ausgaben unterstützen das Wirtschaftswachstum durch Investitionen in Infrastrukturen, 
durch Förderung gut ausgebildeter und gesunder Arbeitskräfte und durch Umverteilung des Wohlstandes 
und der damit einhergehenden Steigerung der Kaufkraft ärmerer Verbraucher. Dies ist gleichbedeutend mit 
einer Absicherung gegen Risiken, einer direkten Unterstützung der Wirtschaft auch durch technische Inno-
vationen und mehr Effizienz durch die Übernahme dieser Funktionen. 

Öffentliche Ausgaben und Wirtschaftswachstum Öffentliche Ausgaben werden in Diskussionen 
oft als Belastung der Marktwirtschaft dargestellt, die wesentlich schneller wachsen würde, wenn nur die 
Staatsausgaben gesenkt würden. Die Wirtschaftsgeschichte der vergangenen 150 Jahre zeigt jedoch das 
exakte Gegenteil – das Wirtschaftswachstum ging seit Mitte des 19. Jahrhunderts immer Hand in Hand mit 
einem steigenden Anteil öffentlicher Ausgaben. Dabei sind die Staatsausgaben nicht nur parallel zum BIP 
gestiegen, sondern schneller als das BIP; sie sind somit als Anteil des BIP gewachsen. 

Dies wird aus dem Diagramm ersichtlich, das Daten aus vier unterschiedlichen Quellen zeigt, die aber 
alle die gleichen Trends aufzeigen. Steuern und Staatsausgaben in Ländern mit hohem Einkommen stiegen 
im 20. Jahrhundert als Anteil des Bruttoinlandsprodukts (BIP) kontinuierlich an; deutlich erkennbar sind die 
beiden Ausreißer nach oben aufgrund der Militärausgaben in den beiden Weltkriegen. Das gilt nicht nur für 
„sozialdemokratische“ Länder Europas, das gleiche beständige Wachstum zeigen auch die USA und Japan. 
Ein identisches Muster lässt sich nicht nur im europäischen Gesamtbild, sondern in jedem einzelnen Land 
beobachten.

Diagramm 2.1: Staatsausgaben als Anteil am BIP 1870–2012, Länder mit hohen Einkommen

Quellen:  Tanzi und Schuknecht 2000, Eurostat 2013B, VK 2013, USA 2013
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Der langfristige Anstieg der Staatsausgaben scheint sich in vielen Ländern ab den 1980er und 1990er 
Jahren abgeflacht zu haben. Einige Wirtschaftswissenschaftler erklären dies damit, dass die wirtschaftlichen 
Vorteile öffentlicher Ausgaben in wohlhabenden Ländern nicht mehr gegeben seien, weil die Steuerbelas-
tung als Bremse der Wirtschaft wirke und die Vorteile öffentlicher Ausgaben damit wieder aufgewogen 
würden. Aber das gleiche Muster dieses „Nachlasseffekts“ lässt sich auch in Entwicklungsländern und in 
den vom Kommunismus befreiten Schwellenländern beobachten, in denen es deutlich weniger öffentliche 
Ausgaben und Steuerbelastungen gibt. In Indien zum Beispiel hat die Einführung einer neoliberalen Politik in 
den 1990er Jahren den Anstieg der Staatsausgaben zunächst gestoppt, bis diese nach der Wahl einer sozi-
aldemokratischen Regierung 2004 erneut zunahmen. Eine bessere Erklärung dieses stabilisierenden Effekts 
ist darin zu sehen, dass die Trends bei den öffentlichen Ausgaben von politischen Entscheidungen abhängig 
sind und dass neoliberale politische Parteien seit den 1980er Jahren überall das Sagen haben. 

Der Trend zu höheren Staatsausgaben wurde als Ergebnis der wirtschaftlichen Rezession dann wieder 
mehr als deutlich. Die Krise erzwang höhere Ausgaben für Sozialleistungen, und die ersten Reaktionen der 
Politik, die wirtschaftliche Erholung durch höhere Staatsausgaben und eine höhere Kreditaufnahme anzu-
kurbeln, bedeuteten global einen Anstieg der öffentlichen Ausgaben um 3% bis 4% des BIP innerhalb eines 
Jahres. 

Diese langfristige Koppelung der öffentlichen Ausgaben an das Wachstum ist als das Wagnersche Gesetz 
bekannt, benannt nach dem deutschen Ökonom Adolph Wagner, der diesen Zusammenhang als erster in 
den 1890er Jahren erkannte. Seine Behauptung wurde seither von der großen Mehrheit der Studien zu 
diesem Thema bestätigt, darunter: 

· eine Analyse von 23 Ländern mit hohen Einkommen zwischen 1976 und 2006 bestätigte „eine eindeu-
tige Relation zwischen Staatsausgaben und dem BIP pro Kopf … [und] eine gemeinsame Entwicklung in 
diesen 23 Ländern sowie die umfassende Gültigkeit des Wagnerschen Gesetzes” (Lamartina und Zaghini 
2008); und 

· eine Studie in 51 sich entwickelnden Volkswirtschaften, ausgeführt von MitarbeiterInnen des Interna-
tionalen Währungsfonds, stellte fest, dass es einen konsistenten Zusammenhang in allen diesen Ländern 
gibt und dass damit „eine langfristige 
Relation zwischen Staatsausgaben und 
Wirtschaftsleistung entsprechend dem 
Wagnerschen Gesetz bestätigt wird.“ 
(Akitoby et al 2006).

Die Zunahme öffentlicher Ausga-
ben ist deshalb kein Nachteil für das 
Wirtschaftswachstum, sondern scheint 
vielmehr ein essenzieller Teil des wirt-
schaftlichen Wachstums und der wirt-
schaftlichen Entwicklung in allen Län-
dern zu sein. Erklärungen für diesen 
Zusammenhang zeigen eine Reihe von 
Wegen auf, wie ein wachsender Anteil 
der Staatsausgaben der Wirtschaft auf 
die Beine hilft: 

· öffentliche Ausgaben sind immens 
wichtig für Investitionen in Infrastruk-
turen. Es hat Vorteile für die gesamte 
Volkswirtschaft, wenn in einem Land 
die Straßen, die Eisenbahnen und die 
Versorgung mit Energie und Wasser in 
einem guten Zustand sind bzw. zuver-
lässig funktionieren. Es lohnt sich al-
lerdings nicht für private Investoren, in 
diese Infrastrukturen zu investieren. In 
allen Ländern wurden Ausgaben für die 
Infrastruktur vom öffentlichen Sektor 
übernommen (Aschauer 1989); 

· öffentliche Ausgaben sind die effi-
zienteste Art der Bereitstellung zahlrei-
cher Dienstleistungen. Staatliche Aus-



16

Warum wir öffentliche Ausgaben brauchen

gaben für die Gesundheitsversorgung zum Beispiel sind wirtschaftlich gerechnet effizienter und gemessen 
an den Zielen der öffentlichen Gesundheit auch effektiver als private Investitionen in das Gesundheitswesen 
(Beraldo et al 2009); 

· eine gesunde und gut ausgebildete Arbeitnehmerschaft ist produktiver: „ …wenn sie auf Gesundheit, 
Bildung und Ausbildung abzielen, leisten solche Umverteilungsprogramme auch einen Beitrag zur Qualität 
der verfügbaren Arbeitskräfte und damit auch zum Wachstumspotenzial einer Volkswirtschaft“ (Gintis und 
Bowles 1982); 

· die Umverteilung von Einkommen steigert die Konsumnachfrage, da Geringverdiener einen höheren 
Anteil ihres Einkommens ausgeben: „Eine vom Staat geförderte Umverteilungspolitik … sorgt dafür, dass 
Familien mit relativ hohen marginalen Konsumquoten über zusätzliches Einkommen verfügen“ (Cameron 
1982);

· öffentliche Dienste sind ein effizienter, kollektiver und langfristiger Versicherungsmechanismus. In den 
Industrieländern ersetzt ein öffentliches System kollektiver Unterstützung im Fall von Krankheit, Arbeitslo-
sigkeit, Alter usw. die Rolle der Großfamilie in landwirtschaftlich geprägten Gesellschaften. Die Bereitstel-
lung öffentlicher Dienste und ein System des Sozialschutzes erlaubt es den Menschen, mehr zu konsumie-
ren, anstatt ihre Ersparnisse für die eigene Absicherung verwenden zu müssen; und 

· es gibt einen allgemeinen Nutzen im Sinne einer sozialen und wirtschaftlichen Stabilität: „Die möglichen 
Muster einer wirtschaftlichen Entwicklung ohne die Option eines Sozialstaates beinhalten Chaos, Stagna-
tion und die Entwicklung neuer und vielleicht beispielloser Wirtschaftssysteme“ (Gintis und Bowles 1982). 

Das nachfolgende Diagramm zeigt die tatsächlichen öffentlichen Ausgaben nach Aufgabenbereichen in 
den OECD-Ländern.

Infrastruktur Investitionen in die Stromversorgung, die Wasser- und Abwasserwirtschaft, in Straßen, 
Schienen und Telekommunikation, haben für das Wachstum von Ländern mit hohem Durchschnittseinkom-
men eine wichtige Rolle gespielt und haben auch in Entwicklungsländern einen gleich hohen Stellenwert. So 
ist zum Beispiel ein großer Teil des Wirtschaftswachstums und der Produktivität der USA in den „goldenen 
20er Jahren“ des letzten Jahrhunderts auf das schnell wachsende Straßennetz und den Ausbau der Ener-
gieinfrastruktur zurückzuführen, beide weitgehend öffentlich finanziert (Field 2007, Calderon und Serven 
2008). 

Im Gegensatz dazu gingen die Staatsausgaben in Lateinamerika für Investitionen in Humankapital und 
Infrastrukturen in den 1980er und 1990er Jahren „dramatisch zurück“, als der IWF seine Politik der Struk-
turanpassung durchsetzte, was den Rückgang des Wirtschaftswachstums zur Folge hatte: „…ein großer 
Teil der Diskrepanz der Pro-Kopf-Erträge zwischen Lateinamerika und Ostasien, der sich in den 1980er und 
1990er Jahren entwickelt hat, ist auf den verlangsamten Infrastrukturausbau in Lateinamerika in diesen 
Jahren zurückzuführen“.

Diagramm 2.2: Öffentliche Ausgaben nach Aufgabenbereichen, OECD-Länder, 2011

Quelle: OECD 2013A 
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Die meisten Länder Südamerikas haben inzwischen ihre IWF-Kredite gezielt zurückgezahlt, um wieder 
Handlungsspielraum für eine rationalere Wirtschaftspolitik zu erlangen. Öffentliche Ausgaben für die Infra-
struktur spielen in dieser Politik eine wichtige Rolle. 2007 hat Brasilien zum Beispiel ein Vierjahresprogramm 
für Wirtschaftswachstum aufgelegt (Programa de Aceleração do Crescimento) und dafür öffentliche Investi-
tionen in Höhe von €170 Milliarden in Straßenbau, Stromversorgung, Wasser- und Abwasserwirtschaft und 
Wohnungsbau bereitgestellt (Caldron und Serven 2004, Jonakin und Stephens 1999, Lora 2007, Brasiliani-
sche Regierung 2014). 

In Afrika dagegen sind die Ausgaben für Infrastrukturen nach wie vor zu niedrig, und zwar aus den glei-
chen Gründen, wie sie in Lateinamerika in früheren Jahrzehnten zutrafen: „Die Ausgaben gehen tendenziell 
in vielen Ländern zurück, teilweise aufgrund der unverhältnismäßig hohen Lasten infolge der Finanzkonso-
lidierung der 1990er Jahre und der sich daraus ergebenen Streichung von öffentlichen Investitionen in die 
Infrastruktur, teilweise aufgrund der Tatsache, dass die Beteiligung des privaten Sektors hinter den Erwar-
tungen zurückgeblieben ist“. 

Ein Bericht über Infrastrukturinvestitionen in Afrika aus dem Jahre 2010 kommt zu dem Schluss, dass die 
Beteiligung der Privatwirtschaft in den Bereichen Wasser, Elektrizität und Verkehr gegen Null geht und dass 
es lediglich im Telekommunikationsbereich einige private Investitionen gegeben hat: „Der öffentliche Sektor 
bleibt weiterhin der wichtigste Geldgeber für Investitionen in die Wasser-, Energie- und Verkehrswirtschaft 
in allen Ländern, mit Ausnahme fragiler Staaten.“ Wenn Afrika Investitionen in Infrastrukturen in gleicher 
Höhe tätigen würde, wie dies in anderen Weltregionen geschieht, würden die Wachstumsraten dort um 
1 - 2% steigen (Calderon und Serven 2008, Weltbank 2010).

Der Staat und der öffentliche Sektor sind nach wie vor die wichtigsten Mechanismen für die Finanzie-
rung der Infrastrukturentwicklung, auch in technisch anspruchsvollen Sektoren wie der Telekommunikation. 
In Europa können sich die privaten Betreiber von Telekommunikationsnetzen nicht dazu entschließen, in 
ausreichender Höhe in den Ausbau von Glasfasernetzen zu investieren, die jedoch Voraussetzung für eine 
umfassendere Internetnutzung sind. Die EU will deshalb mehr öffentliche Finanzierung und fordert die Staa-
ten auf, „operative Strategien für die Einführung des Hochgeschwindigkeitsinternet zu entwickeln und eine 
öffentliche Finanzierung bzw. strukturelle Fonds für Bereiche bereitzustellen, die nicht ganz durch private 
Investitionen abgedeckt sind.“ 

Selbst in den USA, in denen der Staat nur eine relativ untergeordnete Rolle spielt, erfolgt die große Mehr-
heit der Investitionen in Verkehr, Bildung und Umwelt durch die öffentliche Hand (Diagramm 2.4). Sogar 
35% der Investitionen in öffentliche Versorgungsbetriebe sind öffentlich finanziert, lediglich in der Gesund-

Diagramm 2.3: Veränderung des Wachstums infolge der Infrastrukturentwicklung

Quelle: Calderon und Serven 2008

Veränderung des durchschnittlichen Pro-Kopf-Wachstums zwischen 1991–1995 und 2001–2005 
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heitsversorgung ist der öffentliche Anteil gering (die USA sind das einzige Land mit hohen Einkommen, in 
denen dies der Fall ist) (EU 2010, CBO 2009).

 Diagramm 2.4: Investitionen in die Infrastruktur der USA 2007

Quelle: CBO 2009 

gentum, wie zum Beispiel am öffentlichen Ver-
kehr und an der Strom- und Wasserwirtschaft. 
In zahlreichen Ländern gilt dies inzwischen 
auch für Banken und Finanzinstitute. Viele 
Sektoren sind von öffentlichen Ausgaben ab-
hängig, wenn es um die Lieferung von Waren 
und die Bereitstellung von Dienstleistungen 
geht. In den Ländern mit hohen Einkommen 
werden 16% des BIP auf diese Weise erwirt-
schaftet. Dies betrifft zahlreiche Unternehmen 
im Produktionssektor, wie zum Beispiel Waf-
fenproduzenten oder Pharmazieunternehmen, 
die beide in hohem Maße von Regierungsauf-
trägen abhängig sind. 

Outsourcing bedeutet, dass sich Unterneh-
men der Dienstleistungsbranche ebenfalls um 
Aufträge aus dem öffentlichen Sektor bewer-
ben, dazu gehören zum Beispiel Wirtschafts-
prüfung, IT oder Reinigungsarbeiten. Die 
Bauindustrie profitiert von langfristig garan-
tierten öffentlichen Zahlungen für öffentliche 
Bauaufträge im Rahmen öffentlich-privater 

Unterstützung für Wirtschaft und Innovation Große Teile des öffentlichen Dienstes unterstützen 
wirtschaftliche Tätigkeiten des privaten Sektors. Dazu gehören die Bereitstellung eines Rechtssystems mit 
Gerichten und Polizeikräften, die Eigentumsrechte schützen und Verträge durchsetzen. Das moderne Unter-
nehmen selbst ist eine Rechtsperson, die von den staatlich verliehenen Privilegien abhängig ist; dazu gehört 
auch die „beschränkte Haftung“, die es Unternehmen ermöglicht, zu scheitern und Konkurs anzumelden, 
ohne dass einzelne Personen, die das Unternehmen leiten, persönlich für die Entschädigung der Gläubiger 
aufkommen müssen. 

Praktisch jeder Sektor in einer modernen Volkswirtschaft ist von der umfassenden Unterstützung des 
Staates abhängig. In vielen Ländern erfolgt dies in einigen Wirtschaftszweigen in Form von öffentlichem Ei-



19

Wirtschaftliche Vorteile

Partnerschaften und gewöhnlicher Verträge. Regierungen und Entwicklungsbanken verleihen Geld an Un-
ternehmen zu Konditionen, die sie in der privaten Wirtschaft nicht bekämen. Während der Krise wurden 
Kunden europäischer Banken explizit und implizit Garantien gegeben – nur auf diese Weise können Banken 
„sichere“ Institutionen sein, bei denen man ein Konto eröffnet. 

 
Innovationen: finanziert durch öffentliche Ausgaben
Der private Sektor behauptet gern, dass Innovationen durch Unternehmer und Unternehmen der 

wichtigste treibende Faktor für die Verbesserung der Wirtschaftsleistung und des Lebensstandards seien. 
Ein großer Teil dieser Innovationen, auch in hoch technischen Sektoren wie Pharmazie, EDV und Tele-
kommunikation, entsteht jedoch im öffentlichen Sektor: 

· 75% der in den USA zwischen 1993 und 2004 neu zugelassenen Arzneimittel sind das Ergebnis von 
Forschungsarbeiten in öffentlich finanzierten Labors der National Institutes of Health; 

· Monoklonale Antikörper als Basis der modernen Biotechnologie wurden von Forscherteams ent-
deckt, die von der britischen Regierung finanziert wurden; 

· Das World Wide Web, das Internet und Computer selbst wurden ausnahmslos vom und im öffentli-
chen Sektor entwickelt; die US-Amerikanische National Science Foundation finanzierte die Entwicklung 
des Algorithmus, der die Suchanfragen an Google bearbeitet; und 

· Die Firma Apple IT erhielt am Anfang finanzielle Unterstützung der Small Business Investment Com-
pany der amerikanischen Regierung und nutzte umfassend Forschungseinrichtungen, die von der Regie-
rung finanziert wurden: „Alle Technologien, die das iPhone „intelligent“ gemacht haben, sind ebenfalls 
staatlich finanziert ... das Internet, drahtlose Netze, GPS, Mikroelektronik, Touchscreens, genauso wie 
der neue sprachgesteuerte persönliche Assistent SIRI“ (Mazzucato 2013, Wolf 2013, Gordon 2012).

Effizienz Es wird oft unterstellt, dass Privatisierungen oder öffentlich-private Partnerschaften schon allein 
deshalb zu mehr Effizienz führen, weil der private Sektor beteiligt ist. Empirische Erkenntnisse bestätigen je-
doch nicht die Annahme, dass es einen systematischen Unterschied in der Effizienz zwischen Unternehmen 
des öffentlichen und des privaten Sektors gibt. Das gilt gleichermaßen für ausgelagerte Dienstleistungen 
wie z.B. die Abfallentsorgung, sowie für durch Verkauf privatisierter Sektoren wie den Telekommunikations-
diensten (PSIRU 2014C). 

Allerdings bedeutet das nicht, dass es keine Unterschiede gibt. Privatisierte Unternehmen oder Fremd-
firmen stellen den NutzerInnen ihrer Dienste höhere Beträge in Rechnung, und die Transaktionskosten von 
Geschäftsabschlüssen sowie die Kosten für Regulierungen, Neuverhandlungen von Verträgen usw. sind bei 
Privatisierungen immer deutlich höher. Wenn 
es keinen systematischen Unterschied in der 
Effizienz gibt, dann ist der öffentliche Sektor 
immer die kostengünstigere Lösung. 

Die umfangreichste kritische Untersuchung 
der zum Thema Outsourcing (ohne öffentlich-
private Partnerschaften) vorliegenden Studien 
wurde 2011 von dem dänischen Institut AKF 
veröffentlicht. Auf den Prüfstand kamen Stu-
dien über die Auswirkungen auf die Kosten 
und die Qualität öffentlicher Dienste sowie 
über die Folgen für die Beschäftigten in den 
Sektoren Wasserwirtschaft, Abfallwirtschaft, 
Stromversorgung, öffentlicher Verkehr, Bil-
dung, Gesundheitsversorgung, Sozialwirt-
schaft, Beschäftigungssektor, Strafvollzug 
und weiteren Diensten. Im Ergebnis hat sich 
gezeigt, dass „ein systematischer Unterschied 
hinsichtlich der wirtschaftlichen Auswirkun-
gen der Auslagerung technischer Leistungen 
oder sozialer Dienstleistungen nicht zweifels-
frei festgestellt werden kann.“
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Eine Analyse von 27 empirischen Untersuchungen über den Vergleich der Effizienz in den Sektoren Ab-
fallwirtschaft und Wasserwirtschaft ergab, dass „die private Erbringung kommunaler Dienste nicht grund-
sätzlich weniger kostenintensiv ist als deren öffentliche Erbringung“ (Bel et al 2008). 

Eine 2009 durchgeführte Analyse von 12 Studien, die die Effizienz privater und staatlicher Gefängnisse 
vergleichen, führte zu dem Ergebnis, dass die Hälfte der Studien einen Kostenvorteil für die privat geführten 
Strafvollzugsanstalten feststellten, während ein Viertel der Arbeiten die öffentlich geführten Einrichtungen 
als kostengünstiger eingestuft wurden; ein weiteres Viertel der Studien stellte keinen Unterschied fest. Im 
Durchschnitt ergab sich ein Kostenvorteil bei den privaten Vollzugsanstalten von 2,2%. Bei der Beurteilung 
der Qualität zeigte sich bei der Auswertung von 45 unterschiedlichen Indikatoren eine fast gleiche Auftei-
lung zwischen öffentlichem und privatem Betrieb hinsichtlich der Qualitätseinstufung. Die Unterschiede in 
den einzelnen Studien waren so gering, dass sie keine Entscheidung für den privaten oder den staatlichen 
Betrieb rechtfertigen konnten: „Die Ergebnisse zeigen, dass privat geführte Gefängnisse weder einen ein-
deutigen Vorteil noch einen Nachteil haben. Die Kostenvorteile infolge einer Privatisierung des Strafvollzugs 
können nicht garantiert werden und dürften allenfalls minimal sein. Die Qualität des Strafvollzugs ist bei 
privat und öffentlich verwalteten Systemen vergleichbar, wobei die Gefängnisse unter staatlicher Kontrolle 
ein besseres Weiterbildungs- und Qualifizierungsangebot haben und es seitens der Inhaftierten weniger 
Beschwerden gibt” (Lundahl et al 2009). 

Eine 2005 von der Weltbank durchgeführte globale Untersuchung in den Sektoren Wasser, Strom, Bahn 
und Telekommunikation kam zu dem Schluss: „Die wahrscheinlich wichtigste Erkenntnis ist darin zu sehen, 
dass die ökonometrische Evidenz hinsichtlich der Bedeutung der Eigentumsverhältnisse allgemein zeigt, dass 
es keinen statistisch signifikanten Unterschied zwischen der Effizienz öffentlicher und privater Betreiber in 
diesem Sektor gibt … Für Versorgungsbetriebe scheint zu gelten, dass die Eigentumsverhältnisse generell 
nicht die ausschlaggebende Rolle spielen, die ihr oft unterstellt wird“ (Estache et al 2005). 

Eine umfangreiche, 1995 von Pollitt durchgeführte Studie mit einem Vergleich einer Reihe von weltweiten 
öffentlichen und privaten Stromerzeugern hat gezeigt, dass es zwischen dem öffentlichen und dem privaten 
Sektor keine deutlichen Effizienzunterschiede gibt. Andere Studien über die Privatisierung und Liberalisie-
rung der Stromwirtschaft sind zu ähnlichen Ergebnissen gekommen (Hall et al 2009).

Studien über Privatisierungen in Großbritannien sind zu dem Schluss gekommen, dass „es kaum Belege 
dafür gibt, dass die Privatisierung eine signifikante Leistungsverbesserung bewirkt hat.“ Eine umfassende 
Analyse aller Privatisierungen in Großbritannien führte zu folgendem Fazit: „Die Ergebnisse bestätigen die 
Gesamterkenntnisse früherer Studien, dass … Privatisierung per se keine sichtbaren Auswirkungen [auf die 
Leistung eines Unternehmens] hat. Letztlich habe ich keine ausreichend statistisch gesicherten Hinweise auf 
Marko- oder Mikroebene finden können, dass Produktion, Arbeit, Kapital und TFP (totale Faktorproduktivi-
tät) in Großbritannien infolge des Eigentümerwechsels bei der Privatisierung im Vergleich zum langfristigen 
Trend substanziell zugenommen haben. Es gibt bei einigen Unternehmen und für bestimmte Zeiträume 
Ausnahmen, aber insgesamt ist ein signifikanter Produktivitätssprung nicht auszumachen“ (Florio 2004). 

Selbst im Telekommunikationssektor, wo der Privatwirtschaft im Vergleich zum öffentlichen Sektor eine 
bessere Leistung unterstellt wird, fand eine weltweite Vergleichsstudie zwischen privaten und öffentlichen 
Unternehmen heraus, dass öffentliche Anbieter erheblich effizienter arbeiten, während „privatisierte Un-
ternehmen im Vergleich zum öffentlichen Sektor schwächere Leistungen zeigen … für bis zu zehn Jahre” 
(Knayezeva et al 2013).

Die AKF-Studie kommt auch zu dem Schluss, dass 
„in der Literatur die Folgen der Auslagerung für die 
Beschäftigten nachweislich in erster Linie negativ sind 
… Stress, krankheitsbedingte Fehlzeiten und Burnout 
infolge geänderter Arbeitsbedingungen müssten ei-
gentlich bei der Kalkulation der Folgen für die Arbeit-
nehmerInnen mit berücksichtigt werden“ (Petersen et 
al 2012). 

Eine Übersichtsbericht des SNS Centre for Busi-
ness and Policy Studies in Schweden, ebenfalls 2011 
veröffentlicht, kommt zu dem Schluss, dass es keine 
eindeutigen Belege für Effizienzvorteile aufgrund der 
privaten Bereitstellung von Dienstleistungen oder des 
verschärften Wettbewerbs gibt (Hartman 2011).
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Beschäftigung

Öffentliche Ausgaben sorgen sowohl in Ländern mit hohen Einkommen als auch in Entwicklungslän-
dern für Beschäftigung. Dies geschieht auf unterschiedlichen Wegen: 

· durch die direkte Beschäftigung von Arbeitskräften im öffentlichen Dienst; 
· durch die indirekte Beschäftigung von Arbeitskräften über Subunternehmer, die ausgelagerte Lieferung 

von Waren und Bereitstellung von Dienstleistungen übernehmen; 
· durch die Einstellung von Arbeitskräften für Infrastrukturprojekte; und 
· durch die zusätzliche Nachfrage und Schaffung von Arbeitsplätzen infolge der Konsumausgaben, die 

von den Löhnen dieser Arbeitskräfte und auch von den Empfängern von Sozialleistungen getätigt werden 
(„Multiplikator-Effekt“). 

In ihrer kombinierten Wirkung unterstützen diese Mechanismen die Hälfte der formellen Arbeitsplätze 
weltweit. Der öffentliche Sektor hat ebenfalls Auswirkungen auf den Arbeitsmarkt durch: 

· Subventionen zur Förderung von Beschäftigung in der Privatwirtschaft oder durch Beschäftigungsga-
rantien; 

· formelle Arbeitsplätze mit menschenwürdigen Löhnen und Arbeitsbedingungen; und 
· Nutzung der öffentlichen Auftragsvergabe, um von privaten Auftragnehmern „faire Löhne“ zu fordern, 

Diskriminierungen aufgrund von Geschlecht und ethnischer Zugehörigkeit zu verringern und die reguläre 
Beschäftigung von örtlichen Arbeitskräften zu unterstützen.

Beschäftigung im öffentlichen Sektor In den weiter fortgeschrittenen Ländern, die Mitglieder in 
der Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) sind, waren 2008 ca. 15% 
aller Erwerbstätigen im gesamtstaatlichen Sektor beschäftigt (siehe Diagramm 3.1). Dabei gibt es beträcht-
liche Unterschiede: 2008 beschäftigte der Staat in Norwegen und Dänemark fast 30% der Erwerbstätigen, 
in Südkorea waren es jedoch nur 5,7%. Berücksichtigt man ebenfalls die Beschäftigten in öffentlichen 
Unternehmen, ist die Quote noch höher, so sind zum Beispiel 4,0% der Beschäftigten in Deutschland bei 
öffentlichen Unternehmen angestellt (OECD 2008).

Diagramm 3.1: 	 Beschäftigung im gesamtstaatlichen Sektor und in öffentlichen Unternehmen in % der Erwerbsbevölkerung 2001 und 2011 in den 
OECD-Ländern

Quelle: OECD 2011

Es gibt nur wenige Daten über den Anteil öffentlicher Bediensteter in den Entwicklungsländern. Die In-
ternationale Arbeitsorganisation (IAO) hat in den 1990er Jahren geschätzt, dass in den Entwicklungsländern 
die Beschäftigten im öffentlichen Dienst einen Anteil von ca. 23% an der Erwerbsbevölkerung ausmachten, 
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Beschäftigung 

Diagramm 3.2:	 Beschäftigung im öffentlichen Sektor im Verhältnis zur 
Gesamtbeschäftigung in % in den Entwicklungsländern

Quelle: IMF 2013

das liegt geringfügig über dem Wert in den Ländern mit hohen Einkommen. Eine Studie des Internationalen 
Währungsfonds (IWF) aus dem Jahre 2013 geht davon aus, dass die Beschäftigung im öffentlichen Sektor 
in Osteuropa, Zentralasien und Nordafrika einen Anteil von ca. 21%-22% erreicht, in Asien und Lateiname-

rika jedoch nur 9% bzw. 11% (für die 
afrikanischen Länder südlich der Saha-
ra lagen keine Schätzungen vor). Die 
IWF-Zahlen für Asien geben die Da-
ten für die asiatischen und lateiname-
rikanischen OECD-Länder Japan und 
Südkorea, Mexiko, Chile und Brasilien 
wieder, scheinen aber die Rolle des öf-
fentlichen Sektors in den zwei größten 
Ländern der Welt, Indien und China, zu 
unterschätzen (ILO 1999, IWF 2013B).

Weltweite Schätzung der vom 
öffentlichen Sektor abhängi-
gen Arbeitsplätze Die nachstehen-
de Tabelle zeigt den geschätzten pro-
zentualen Anteil der von öffentlichen 
Ausgaben abhängigen Arbeitsplätze 
einschließlich der zusätzlichen Arbeits-
plätze, die durch den „Multiplikator-Ef-
fekt“ der Konsumausgaben unterstützt 
werden. Die Angaben basieren auf ei-
ner konservativen Schätzung der OECD 
und des IWF, dass die Beschäftigung 
im gesamtstaatlichen Sektor ca. 15% 
der Gesamtbeschäftigung ausmacht, 
wobei weitere 4% der Erwerbstätigen 
in sonstigen staatlichen Unternehmen 
beschäftigt sind.

Im Ergebnis bedeutet dies: 
· Öffentliche Ausgaben unterstützen 

40% aller Arbeitsplätze: 15% in Form 

MENAP= Mittlerer Osten, Nordafrika, Afghanistan und Pakistan; 
CCA= Karibik und Zentralamerika; ADV= Industriestaaten; 
CEE= Zentral- und Osteuropa; LAC= Lateinamerikanische Länder

öffentlich Bediensteter, aber weitere 25% im privaten Sektor zur Bereitstellung von Waren und Dienstleis-
tungen für Regierungen und Beschäftigte; und 

· Die Beschäftigung in öffentlichen Versorgungsbetrieben mit eingeschlossen, unterstützen öffentliche 
Ausgaben und der öffentliche Dienst 50% der Arbeitsplätze in der Wirtschaft –doppelt so viele im privaten 
Sektor als im öffentlichen Sektor.
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Öffentlicher Sektor und formelle Beschäftigung Der öffentliche Sektor übernimmt eine wichtige 
Rolle bei der Bereitstellung „formeller“ Arbeitsplätze in den Entwicklungsländern. Dabei handelt es sich um 
Beschäftigungsverhältnisse mit definierten Vergütungen und Arbeitsbedingungen, Arbeitnehmerrechten 
und sozialer Sicherung. 

In Indien sind etwa 84% der Arbeitskräfte im informellen Sektor ohne soziale Sicherung oder Arbeits-
rechte beschäftigt, die Hälfte davon wird als Selbständige eingestuft. Der größte Anteil arbeitet in der Land-
wirtschaft. Die übrigen arbeiten im formellen („organisierten“) Sektor, aber selbst dort werden der Hälfte 
der Beschäftigten formelle Rechte vorenthalten. Im Ergebnis haben nur ca. 8 Prozent aller Arbeitskräfte in 
Indien einen gesetzlich verankerten Schutz gegen Risiken wie Krankheit, Mutterschaft, Behinderung und 
Alter. 

Der öffentliche Sektor ist entscheidend für die Bereitstellung von qualitativ hochwertigen Arbeitsplätzen. 
Im Jahre 2008 waren 64% der Beschäftigten im formellen Sektor öffentlich Bedienstete. Dies ist besonders 
wichtig für Frauen – nur 5,2 Millionen haben die Chance auf einen hochwertigen Arbeitsplatz im formellen 
Sektor, davon arbeitet mehr als die Hälfte im öffentlichen Sektor, zum überwiegenden Teil in Kommunal- 
und Sozialdiensten. Seit den 1990er Jahren verringert sich das Arbeitsplatzangebot im öffentlichen Sektor 
jedoch allmählich als Ergebnis gezielter politischer Entscheidungen, den Staatssektor zu verkleinern. Zwi-
schen 1991 und 2008 ist die Anzahl der formellen Arbeitsplätze im öffentlichen Sektor um 14 Millionen 
zurückgegangen, dies konnte lediglich durch einen Zuwachs von 21 Millionen Jobs im formellen privaten 
Sektor ausgeglichen werden (Papola und Sahu 2012, Paul et al 2011). 

Woher sollen zusätzliche formelle und qualitativ hochwertige Arbeitsplätze in Indien kommen? Selbst 
bei einem prognostizierten jährlichen BIP-Zuwachs von 9% bis 10% geht die Regierung lediglich von einem 
8%-Wachstum in den Bereichen Bildung, Gesundheit oder anderen Sozialdiensten aus – was einen relativen 
Rückgang darstellt.

Tabelle 3.1: 	G lobaler Anteil der von öffentlichen Ausgaben und öffentlichen Diensten abhängigen Arbeitsplätze (als % der Erwerbsbevölkerung 
insgesamt)

Quelle: siehe Anmerkung2

Öffentliche Ausgaben nach Kategorien
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Direkt im öffentlichen Sektor Beschäftigte 

Indirekte Arbeitsplätze im privaten Sektor durch öffentliche Auftragsvergabe

Indirekte Arbeitsplätze im privaten Sektor durch öffentliche Bauaufträge

Gesamtanteil der durch öffentliche Ausgaben unterstützten Arbeitsplätze

Versorgungsbetriebe (öffentlich und privat)

Gesamtanteil der durch öffentliche Ausgaben und öffentliche Dienste unterstützten Arbeitsplätze

1.6
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15
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17

9
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25
8

33
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Beschäftigte 
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2 Die Tabelle wurde auf Basis folgender Angaben erstellt: Direkt im öffentlichen Sektor Beschäftigte: Medianwert der OECD-Zahlen 

2008, Abb. 8; Indirekte Arbeitsplätze: Verwendung des von Oxford Economics 2008 geschätzten Anteils von 1,2 Millionen Jobs, un-

terstützt durch Ausgaben in Höhe von £79 Milliarden unter Annahme eines Arbeitsplatz-Ausgaben-Verhältnisses, das etwa der Hälfte 

des Verhältnisses bei direkten Arbeitsplätzen entspricht (5,2 Millionen Jobs aus £160 Milliarden Ausgaben); und unter der Annahme, 

dass der Anteil der Beschaffungsmaßnahmen im Nichtdienstleistungsbereich (£67 Millionen) davon wiederum die Hälfte erreicht, so 

dass der Beschäftigungseffekt insgesamt von 8% des BIP, die für öffentliche Auftragsvergabe verwendet werden (OECD-Schätzung 

2008), mehr als ein Drittel der Arbeitsplätze finanziert, die als Direktbeschäftigung unterstützt worden wären; Beschäftigungseffekt 

der Ausgaben für öffentliche Bauaufträge nach Scotstat 2004 unter der Annahme eines höheren Anteils von ca. zwei Dritteln der Aus-

wirkungen direkter Beschäftigung; öffentliche Versorgungbetriebe unter Verwendung eines Mittelwerts der Schätzung von 6% (CEEP 

2010) und der impliziten IAO-Zahlen von 4% und 2%. Die Multiplikatoren für direkte Arbeitsplätze, Bauaufträge und Versorgungsbe-

triebe sind gewichtete Durchschnittswerte der Scotstat-Multiplikatoren für die relevanten Sektoren einschließlich induzierter Effekte; 

für öffentliches Auftragswesen wird der implizite Multiplikator von Oxford Economics 2008 von fast 2,0 verwendet.
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Ein ähnliches Bild haben wir in Brasilien. Zwar erreicht der Beschäftigungsanteil im öffentlichen Sektor nach 
OECD-Berichten nur 10% der Gesamtbeschäftigung, er hat aber einen wesentlich höheren Anteil an der 
formellen Beschäftigung. In den großen brasilianischen Städten arbeiten 27,5% der Beschäftigten mit for-
mellen Arbeitsverträgen im öffentlichen Sektor, bei Frauen ist dieser Anteil mit mehr als einem Drittel noch 
höher (Daulins et al 2012). 

Arbeitsplatzsubventionen und Beschäftigungsgarantien Öffentliche Ausgaben werden oft da-
für genutzt, Unternehmen zu subventionieren und auf diese Weise Arbeitsplätze zu erhalten. Ein während 
der Krise angewandtes bewährtes Verfahren war die Einführung von Kurzarbeit mit Ausgleichszahlungen 
für Unternehmen, die durch die Einführung von Kurzarbeit die bisherige Belegschaftsstärke halten konnten. 
Die Rettung von Banken und Unternehmen, die ansonsten untergegangen wären, wurde ebenfalls teilweise 
mit dem Erhalt von Arbeitsplätzen der Angestellten gerechtfertigt (EIRO 2009). 
Einige Länder haben Beschäftigungsgarantien eingeführt, die sonst arbeitslosen Menschen ein bestimmtes 
Kontingent an Arbeitsplätzen sichern. Diese Systeme werden in einer Reihe von Ländern angewendet und 
beinhalten meistens Arbeitsplätze im Bereich öffentlicher Arbeiten oder Infrastrukturen. Nach der Wirt-
schaftskrise von 2000 hat Argentinien zum Beispiel dafür gesorgt, dass Mitglieder von Haushalten mit Kin-
dern unter 18 Jahren mindestens einen 20-Stunden-Job erhielten. 

Beschäftigung

   
Indien: die National Rural Employment Guarantee
Das größte nationale Beschäftigungsprogramm gibt es in Indien, bekannt unter der Bezeichnung 

Mahatma Ghandi National Rural Employment Guarantee (MGNREG). Eine Beschäftigungsgarantie hatte 
es im Bundesstaat Maharashtra schon seit vielen Jahren gegeben, und im Jahre 2005 hat die indische 
Regierung angesichts der weit verbreiteten Armut in ländlichen Gebieten ein System mit nationaler 
Reichweite eingeführt, das jeweils einem Mitglied eines Haushalts auf dem Land einen Job über einen 
Zeitraum von 100 Tagen garantiert. Welche Arbeiten ausgeführt werden, entscheidet die Dorfgemeinde 
nach dem Nutzen für die Kommune. Auf diese Weise entstehen Rechte, die die Verhandlungsposition 
der Arbeitskräfte in ländlichen Gebieten stärken, und die Arbeit ist nachfragebestimmt. Das Programm 
schreibt die Einhaltung grundlegender Beschäftigungsbedingungen vor, einschließlich eines Mindest-
stundenlohns, eines 7-Stunden-Tages, eines freien Tages pro Woche, medizinischer Versorgung und der 
Bereitstellung von Kinderkrippen. Diese formellen Rechte sind bei den meisten Arbeitskräften in den 
ländlichen Gebieten völlig unbekannt. 

In den Jahren 2010-11 hat das Programm fast 55 Millionen Haushalten Beschäftigung verschafft und 
Menschen zu insgesamt 25,7 Milliarden Arbeitstagen verholfen, was fast der Hälfte der Gesamtbe-
schäftigung in Italien, Frankreich oder Großbritannien entspricht; 48% der im Rahmen des Programms 
beschäftigten Personen waren Frauen; der durchschnittliche tägliche Lohn betrug 117 Rupien, und der 
größte Teil der Arbeiten wurde zur Verbesserung der Wassernutzung, der Bewässerungssysteme und 
des Straßennetzes ausgeführt. Für das Programm wurden 2009-2010 ca. 412 Milliarden Rupien ausge-
geben (ca. €4,8 Milliarden). Die Haushaltseinkommen in ländlichen Gebieten sind als direkte Folge des 
Programms signifikant gestiegen, zum Beispiel um 15% in Andhra Pradesh. Das Programm hat ebenfalls 
zu einer generellen Anhebung der in der Landwirtschaft gezahlten Löhne und zu einem Anstieg der 
Haushaltseinkommen in ländlichen Gebieten um 50% geführt. (MGNREG 2014, UNDP 2010, Papola 
und Sahu 2012) 
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Öffentliche Auftragsvergabe und Sozialklauseln Die Politik der „gerechten Löhne“ gehört seit 
über einem Jahrhundert zum Instrumentarium öffentlicher Auftraggeber, um mit Hilfe der Wirtschaftstä-
tigkeit öffentlicher Behörden „Wege zu einer gerechten und sicheren Beschäftigung zu erschließen“. In 
Frankreich, den USA, in Großbritannien und in anderen Ländern wurden Rechtsvorschriften und Klauseln 
für öffentliche Aufträge eingeführt, die Mindestarbeitsbedingungen festlegen und/oder mit den Gewerk-
schaften ausgehandelte Löhne festsetzen. 

Die IAO hat den Grundsatz der gerechten Löhne 1949 in ihrem Übereinkommen 94 festgelegt. Staaten 
sind darin aufgefordert, in ihren Verträgen für öffentliche Aufträge Klauseln aufzunehmen, die den betei-
ligten Arbeitnehmern Löhne (einschließlich Zulagen), eine Arbeitszeit und sonstige Arbeitsbedingungen 
gewährleisten, die nicht weniger günstig sind als die Bedingungen, die im gleichen Gebiet für gleichartige 
Arbeit in dem betreffenden Beruf oder in der betreffenden Industrie gelten. Die IAO unterstützt die Anwen-
dung dieses Übereinkommens als wichtiges Instrument für die Einführung formeller Beschäftigungsverhält-
nisse und hat ebenfalls in ihre Empfehlung 111 eine Klausel für die Vergabe von Aufträgen aufgenommen, 
die die Befolgung von Grundsätzen der Nichtdiskriminierung als Voraussetzung für die Vergabe von Auf-
trägen festlegt, für die öffentliche Mittel verwendet werden (IAO 1949, IAO 1958, IAO 2008, McCrudden 
2004).

Londons Grundsätze für eine verantwortungsvolle Vergabepolitik 

Die Greater London Authority (GLA) gibt jedes Jahr mehr als £3 Milliarden (€3,6 Milliarden) für die 
Vergabe von Liefer-, Bau- und Dienstleistungsaufträgen aus und hat zu diesem Zweck eine umfassende 
Politik der Auftragsvergabe nach sozialen Kriterien eingeführt, zu der auch Standard-Vertragsbedingun-
gen für die Beschäftigung gehören. Diese Vergabepraxis wird nicht nur in Form von Vertragskonditionen 
durchgesetzt, sondern auch im Rahmen von Treffen mit Zulieferern und Gemeindeorganisationen über-
prüft, um sicherzustellen, dass diese Praxis verstanden und unterstützt wird. 

Die verantwortungsvolle Vergabepolitik der GLA bezieht sich auf sieben Themen: 
· Förderung einer möglichst breiten Basis von Lieferanten; 
· Förderung gerechter Beschäftigungspraktiken; 
· Förderung des Wohls der Arbeitskräfte; 
· Berücksichtigung des strategischen Arbeitskräftebedarfs und Förderung von Weiterbildungsmög-

lichkeiten; 
· Nutzen für die Gemeinden; 
· Ethische Grundsätze der Beschaffungspraxis; und 
· Förderung einer größeren Umweltverträglichkeit. 
Die GLA setzt den so genannten London Living Wage (LLW) fest – das ist ein existenzsichernder Lohn, 

der auf die Verhältnisse in London abgestimmt ist und der deutlich über dem nationalen Mindestlohn 
liegt. Bei der Neuausschreibung der Reinigungs- und Cateringdienstleistungen 2006 mussten die Bieter 
angeben, ob sie im Vertrag eine LLW-Klausel akzeptieren würden. Gleichzeitig mussten sie zusagen, 
dass andere Beschäftigungsbedingungen als Folge der Zahlung dieses existenzsichernden Lohns nicht 
verschlechtert werden. Es wird davon ausgegangen, dass mehr als 400 Beschäftigte von der Einführung 
des LLW im Jahre 2007 profitiert haben. 

Die GLA schreibt bei größeren Verträgen (z.B. im Fall der Erneuerung des Schienennetzes in Ost 
London) auch Klauseln zur Sicherung der Lieferantenvielfalt vor, um sicherzustellen, dass auch kleinere 
Firmen unter der Leitung von ethnischen Minderheiten, Frauen und Personen mit Behinderungen einen 
angemessenen Anteil der an Subunternehmer vergebenen Aufträge erhalten. Weiterhin überwacht die 
GLA die Lieferketten von Unternehmen (z.B. die Lieferanten von Uniformen) und testet als Pilotprojekt 
die Verwendung der Suppliers Ethical Data Exchange (Sedex)-Datenbank – dieses System erlaubt es 
Unternehmen, über die Arbeitsbedingungen in all ihren Zuliefererbetrieben zu berichten (GLA 2014).
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Der Zweck öffentlicher Ausgaben und öffentlicher Dienste besteht darin, Anliegen des Allgemein-
wohls zu erreichen. Zu diesen gehören zum Beispiel die Bereitstellung einer allgemeinen Bildung 
und eines allgemeinen Zugangs zur Gesundheitsversorgung; Umweltziele wie die Verringerung 

der Treibhausgasemissionen und eine umweltverträgliche Entsorgungswirtschaft; und wirtschaftliche Ziele 
wie Vollbeschäftigung. In vielen Bereichen lassen sich diese Ziele am effektivsten und effizientesten durch 
öffentliche Ausgaben und öffentliche Dienste erreichen. Dieses Kapitel untersucht drei politische Felder, für 
die öffentliche Ausgaben und öffentliche Dienste von zentraler Bedeutung sind – Gesundheitsversorgung, 
Wohnungswirtschaft und Klimawandel. 

Öffentliche Gesundheitsversorgung – besseres Kosten-Nutzen-Verhältnis Öffentliche 
Ausgaben haben in allen OECD-Ländern außer USA und Mexiko den größten Anteil an den Ausgaben 

Öffentliche Güter

Tabelle 4.1: Öffentliche und private Ausgaben für die Gesundheitsversorgung und deren Ergebnisse in den USA, Belgien und Kuba

USA
Belgien

Kuba

Öffentliche Gesund-
heits-ausgaben (% 

des BIP)
8.29
8.17
9.72

Private Gesund-
heits-ausgaben (% 

des BIP)
9.10
2.71
0.91

Lebenserwartung 
bei der Geburt 

(2010)
78.2
79.9
79.0

Säuglingssterb-
lichkeit (2011)

6.4
3.5
4.5

BIP pro Kopf in 
US$

(2011)
48.450
46.160
5.460

Quelle: OECD 2013B

für die Gesundheitsversorgung. Dafür gibt es gute Grün-
de. Ein Vergleich der Daten zeigt, dass ein auf privater Fi-
nanzierung beruhendes Gesundheitssystem deutlich teurer 
ist „und mehr schlechte Ergebnisse produziert als ein auf 
staatlicher Finanzierung basierendes System“. 

Höhere öffentliche Ausgaben für die Gesundheitsver-
sorgung führen zu besseren Gesundheitsergebnissen für 
alle Menschen. Höhere private Ausgaben für die Gesund-
heitsversorgung haben die gegenteilige Wirkung, da sie 
die Gesundheitsleistungen verteuern. Eine aktuelle Analyse 
in 163 Ländern hat ergeben, dass „die Erhöhung öffentli-
cher Ausgaben für das Gesundheitswesen maßgeblich mit 
einer niedrigeren Kindersterblichkeit zusammenhängt“, 
dass aber „privat finanzierte Gesundheitssysteme mit einer 
höheren und nicht mit einer geringeren Kindersterblich-
keit assoziiert werden.“ Gelänge eine Umstellung der pri-
vat finanzierten Gesundheitsversorgung auf ein öffentlich 
finanziertes System, könnte die globale jährliche Zahl der 

Sterbefälle im Kindesalter um ca. 2 Millionen gesenkt werden (Tacke and Waldmann 2011, OECD 2009; 
Pearson 2009; Beraldo et al 2009). 

Wie ineffektiv die private Finanzierung der Gesundheitsversorgung ist, lässt sich ebenfalls aus der Tabelle 
4.1 entnehmen, die die Leistung des Systems in den USA mit der in Belgien und Kuba vergleicht. In allen 
Fällen sind die öffentlichen Ausgaben für die Gesundheit, gerechnet als Anteil am BIP, etwa gleich hoch. 
Die USA jedoch geben zusätzlich 9% des BIP für die private Gesundheitsversorgung aus und sind damit 
das einzige Land weltweit, das derartige Summen dafür aufwendet. Diese enormen zusätzlichen Ausgaben 
scheinen jedoch keinerlei Nutzen zu haben – die Gesundheitsergebnisse sind vielmehr signifikant schlechter 
als in Belgien oder – bemerkenswerterweise – in Kuba, einem wesentlich ärmeren Land (OECD 2013B).
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Probleme der privaten Gesundheitsversorgung Die Probleme lassen sich unter vier Kategorien 
zusammenfassen: Bezahlbarkeit, ruinöse Ausgaben, Selektivität und Überbehandlungen.

Bezahlbarkeit Kosten wirken als ökonomische Barrieren, so dass sich die ärmeren Schichten der Bevölke-
rung die benötigte Behandlung nicht leisten können. Das eigentliche Problem mit der privaten Gesundheits-
versorgung oder auch der privaten Bildung besteht einfach darin, dass private Anbieter Geld für ihre Dienste 
einschließlich Versicherungskosten berechnen. Im Ergebnis können sich die Armen weniger leisten als die 
Reichen. Eine private Gesundheitsversorgung belastet ihr Einkommen wesentlich stärker, so dass sie sich 
unabhängig vom tatsächlichen Bedarf nur ein Minimum an Behandlungen leisten können. Diese Ausgaben 
verringern die verfügbaren Beträge, die für andere Kosten der Lebenshaltung aufgewendet werden können, 
wobei gleichzeitig der eigentlich erforderliche Behandlungsumfang trotzdem nicht bezahlt werden kann. 

Die nachfolgenden Diagramme zeigen diese Auswirkungen in den USA, wo die private Gesundheitsver-
sorgung immer noch an erster Stelle steht. Die ärmsten Haushalte geben 15% ihres Einkommens für medi-
zinische Behandlungen aus, während es bei den einkommensstärksten Haushalten nur 3% sind. Trotzdem 
können sich die ärmeren Bevölkerungsschichten nach wie vor keine so umfangreiche private Versorgung 
leisten wie die Reichen, obwohl der Bedarf bei den weniger Wohlhabenden deutlich größer ist.

Öffentliche Güter

Öffentliche Gesundheit in Sri Lanka 

Das Gesundheitssystem von Sri Lanka zeigt, wie wichtig das öffentliche und politische Engagement 
und die Kompetenz der Beschäftigten für eine effektive öffentliche Gesundheitsversorgung sind. Sri 
Lanka gibt absolut und relativ gesehen weniger für sein Gesundheitswesen aus als vergleichbare Länder, 
erzielt aber bessere Gesundheitsindikatoren als eine Reihe europäischer Länder. Dies gelingt durch die 
Bereitstellung von Zugangsmöglichkeiten zu medizinischer Behandlung, die mit einem hoch entwickel-
ten Land vergleichbar sind. 

„Alle staatlichen Gesundheitsdienste stehen mit einigen wenigen Ausnahmen allen Bürgern des Lan-
des kostenlos zur Verfügung … von antiretroviralen Medikamenten für HIV/AIDS-Patienten bis hin zu 
koronaren Bypass-Operationen … Der Zugang zur Gesundheitsversorgung wird als grundlegendes So-
zialrecht betrachtet und ist nicht verhandelbar … Diese Einstellung ... ist ein kritischer Erfolgsfaktor … 
staatliche Leistungen werden von allen gesellschaftlichen Gruppen genutzt und sind diesen gegenüber 
auch rechenschaftspflichtig, dazu gehören die einflussreiche Mittelklasse und die städtischen Eliten, die 
nach wie vor staatliche Leistungen guter Qualität politisch unterstützen. Darüber hinaus ist die Erwei-
terung der Gesundheitsleistungen nicht auf Kosten der klinischen Qualität der Gesundheitsversorgung 
gegangen, jedoch mussten Verbraucher mit weniger Annehmlichkeiten auskommen. Der größte Teil der 
Bevölkerung lebt seit Beginn der 1970er Jahre in einer Entfernung von 5 Kilometern bis zur nächsten Ge-
sundheitseinrichtung, die meisten Menschen auf dem Land finden eine medizinische Versorgungsstation 
in einer Entfernung zwischen 5 und 10 Kilometern.“ (Rannan-Eliya und Sikurajapathy 2009). 

„Zu den Faktoren, die diese Erfolgsgeschichte erklären, gehören ein ausgeprägter Berufsethos im 
öffentlichen Dienst, der sich schon in den 1950er Jahren innerhalb des MOH [Gesundheitsministerium] 
ausgeprägt hat; eine streng zentralisierte Kontrolle der Haushaltsmittel, des Aufwands sowie der ope-
rativen Verfahren, die zu einer Minimierung der Inputkosten geführt haben weil sie Gesundheitsfach-
kräfte kontinuierlich dazu gezwungen haben, der steigenden Nachfrage durch Effizienzsteigerungen 
statt durch verstärkten Ressourceneinsatz zu begegnen; und geringe Verwaltungskosten in Verbindung 
mit einem vom Staat geleiteten, auf Anordnungen und Kontrollen beruhenden Managementsystem … 
durch interne Beschaffungskontrollen und Investitionsentscheidungen kann das MOH die Verfügbar-
keit von Dienstleistungen begrenzen, die als zu kostenintensiv angesehen werden. So haben staatliche 
Krankenhäuser keine oder nur begrenzte Möglichkeiten, bestimmte Medikamente oder hoch technische 
Ausrüstungen zu erwerben.” (Rannan-Eliya und Sikurajapathy 2009, Hsiao et al 2000).
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Ruinöse Ausgaben Für die Armen besteht immer das Risiko, dass sie infolge einer Erkrankung zu „ru-
inösen Ausgaben“ gezwungen werden. Erhebungen in 89 Ländern mit sowohl niedrigen als auch hohen 
Durchschnittseinkommen, in denen 89% der Weltbevölkerung leben, lassen den Schluss zu, dass jedes 
Jahr 150 Millionen Menschen weltweit eine finanzielle Katastrophe erleiden, weil sie ihre medizinische Be-
handlung selbst zahlen müssen. Länder mit einem deutlichen Wohlstandsabstand zwischen den einzelnen 
Haushalten weisen eine höhere Anzahl dieser finanziellen Katastrophen auf (Xu et al, 2007).

Selektivität Private Gesundheitsversorger sind in erster Linie an gut situierten Patienten oder wohlhaben-
den Regionen interessiert. Die Privatisierung bestehender öffentlicher Dienste führt auch zu Ungleichheiten 
bei der Bereitstellung von Dienstleistungen, da private Unternehmen eher an Kunden mit den höchsten Ein-
kommen und nicht mit dem größten Versorgungsbedarf interessiert sind. In Tansania und Chile hat die Privati-
sierung dazu geführt, dass viele Gesundheitseinrichtungen in Gebieten mit geringem Bedarf gebaut wurden, 
während vor der Privatisierung staatliche Krankenhäuser in unterversorgen Gebieten eröffnet wurden und 
dort zu einer besseren Gesundheitsversorgung der Bevölkerung beigetragen haben. In Chile führt die verän-
derte Nachfrage nach Gesundheitsdienstleistungen infolge des demographischen Wandels dazu, dass Men-
schen, die bisher eine private Krankenversicherung hatten, wieder in die gesetzlichen Kassen zurückgegangen 
sind. Die privaten Anbieter weigern sich, diese Menschen aufgrund ihres Alterns und der zu erwartenden 
höheren Nachfrage nach Pflegeleistungen zu versichern (Basu et al 2012; Murray, 2000; Benson 2001). 

In Indien haben öffentliche Ausgaben nur einen Anteil von 20% an den Gesamtgesundheitsausgaben, 
der Rest wird privat finanziert. Es gibt zwischen den einzelnen Bundesstaaten beträchtliche Unterschiede 
darin, ob die Leistungen dieses Systems progressiv erbracht werden oder nicht – in einigen Staaten erhalten 
die Armen mehr Leistungen, in anderen die Wohlhabenden. Insgesamt sind die ärmeren Haushalte stärker 
von der öffentlichen Gesundheitsversorgung abhängig, während der private Sektor eher von Patienten mit 
höheren Einkommen in Anspruch genommen wird, wie aus dem nachfolgenden Diagramm ersichtlich wird 
(Chakraborty et al 2013).

Diagramm 4.2: USA – private Gesundheitsausgaben ($)

Quellen: USA BLS 2011 und Berechnungen von PSIRU

Diagramm 4.1: USA – private Gesundheitsausgaben als prozentualer Anteil am Einkommen

Quellen: USA BLS 2011 und Berechnungen von PSIRU
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Überbehandlung Private Unternehmen verkaufen Dienstleistungen, die gewinnbringend sind, aber nicht 
gebraucht werden. In China werden die privaten Gesundheitsdienstleister von den Krankenkassen nach 
Einzelleistungen vergütet, wobei die Honorare für die Grundversorgung nicht kostendeckend sind und tech-
nisch aufwendige Behandlungen unverhältnismäßig viel kosten. Es besteht also der Anreiz, kostenintensive 
und teure Behandlungen anzubieten, auch wenn dies nicht unbedingt nötig ist – Patienten erhalten dann 
eine medizinisch nicht notwendige Behandlung oder Medikamente, die sie nicht brauchen (Wagstaff et al 
2009, Wagstaff und Lindelow 2008). 

Indien ist auch ein Beispiel für das Problem einer „zielgerichteten“ öffentlichen Finanzierung, die dann für 
private Leistungen ausgegeben wird. Die indische Regierung hat 2008 ein staatliches Krankenversicherungs-
system für die Armen (RSBY) eingeführt – Familien, die unterhalb der Armutsgrenze leben, können jedes 
Jahr in genau festgelegten privaten Krankenhäusern Behandlungsleistungen im Gegenwert von 30.000 Ru-
pien (€400) in Anspruch nehmen. Die Krankenhäuser fordern diese Leistungen direkt vom Staat zurück. Pri-
vatkliniken haben dies jedoch als Möglichkeit entdeckt, zusätzlich Geld zu verdienen: eine außergewöhnlich 
hohe Zahl von Frauen lässt sich die Gebärmutter in Privatkliniken entfernen, ein Eingriff für den die Kliniken 
mehr berechnen können, als für weniger radikale Eingriffe (BBC 2013).

Wohnungsbau Die Bedeutung des öffentlichen Wohnungsbaus zeigt sich in den Ursachen der Finanzkrise 
von 2008. In den USA gibt es kaum öffentlich finanzierten Wohnungsbau, ärmere Familien können nur eine 
eigene Immobilie erwerben, wenn sie eine Hypothek aufnehmen. Die Banken haben damals die Bonitäts-
prüfungen für die Kreditvergabe deutlich gelockert, um immer mehr Kunden eine Hypothek verkaufen zu 
können. Viele Hauskäufer konnten dann in der Folge ihre Zins- und Tilgungszahlungen nicht leisten, so dass 
diese „Ramschhypotheken“ zu uneinbringlichen Forderungen der Banken wurden (Bad Debts) und damit 
einer der entscheidenden Auslöser der Bankenkrise. Die Banken reagierten mit Zwangsversteigerungen und 
Zwangsräumungen und trieben Tausende von Menschen in die Obdachlosigkeit. 

Wenn die USA stattdessen auf öffentlichen Wohnungsbau mit bezahlbaren Mieten gesetzt hätten, wür-
den amerikanische Familien heute vernünftigen Wohnraum haben, ohne sich selbst und sogar das gesamte 
Finanz-und Bankensystem in den Ruin zu treiben. Die UN-Sonderberichterstatterin für das Recht auf ange-
messenes Wohnen, Raquel Rolnik, erklärte dazu: „Der Glaube, dass der Markt schon für angemessenen 
Wohnraum für alle sorgen wird, hat sich als Irrglaube erwiesen. Die derzeitige Krise ist für uns ein ständiges 
Mahnmal dieser Realität … Die eigenen vier Wände sind keine Handelsware – vier Wände und ein Dach. 
Es ist ein Ort, an dem wir in Sicherheit, Frieden und Würde leben, und ein Grundrecht für jeden Menschen 
… Die einseitige Ausrichtung auf den Haus- oder Wohnungsbesitz als einzig wahre Möglichkeit des Woh-
nens ist Teil des Problems … adäquater Wohnraum für alle ist ein Anliegen des Allgemeinwohls, dessen 
Umsetzung eine große Vielfalt an unterschiedlichen Maßnahmen erfordert … Selbst angemessen regulierte 
Märkte können keinen adäquaten Wohnraum für alle liefern.“ (Rolnik 2008). 

Die Bereitstellung öffentlich finanzierten Wohnraums zu bezahlbaren Mieten war im 20. Jahrhundert in 
den europäischen Ländern und in anderen OECD-Ländern eine der wichtigsten Aufgabe öffentlicher Diens-
te. Parallel dazu verhalfen gemeinnützige Genossenschaftsbanken und Bausparkassen der Mittelklasse zum 
Erwerb von Häusern mit staatlicher Förderung. Dieses System ist jedoch mit der Einführung einer neolibera-
len Politik untergraben worden.

Diagramm 4.3: 	N utzung der öffentlich und privat finanzierten Gesundheitsversorgung in Indien 
durch arme und reiche Bevölkerungsschichten

Quelle: Chakraborty et al 2013
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Mit Beginn der 1980er Jahre und dem allgemeinen Bedeutungsverlust der Rolle des Staates hat auch 
der öffentliche Wohnungsbau seinen Stellenwert zunehmend eingebüßt. Öffentliche Wohnungen wurden 
an private Investoren verkauft, Wohnungsbaugenossenschaften wurden in profitorientierte Banken umge-
wandelt, restriktive Kreditvergaberegelungen aufgeweicht. Eine UN-Konferenz über Wohnraumprobleme 
in Mittel- und Osteuropa kam zu dem Schluss, dass „...es nicht ausreicht, sich immer mehr auf die Kräfte 
des Marktes zu verlassen und davon einen Ausgleich für die schwindende Rolle des Staates im Wohnungs-
bausektor zu erwarten.“ (UNECE 2004). 

Der Wohnungsbau ist auch ein wichtiges Thema in den schnell wachsenden Städten der Entwicklungs-
länder. Das Problem ist in den vergangenen 50 Jahren in Singapur und Hongkong, den am dichtesten bevöl-
kerten Stadtstaaten in Asien, erfolgreich durch eine öffentliche Wohnungsbaupolitik in Angriff genommen 
worden. In beiden Städten wurden diese Programme aufgelegt, um etwas gegen die schnell wachsenden 
Slumsiedlungen zu unternehmen. Zu diesem Zweck wurden Hunderttausende Mietwohnungen gebaut. 
Der öffentliche Wohnungsbau wurde später dazu genutzt, um auch für die Mittelklasse Wohnraum ohne 
subventionierte Mieten zu schaffen. 

In Singapur leben 85% der Bevölkerung in von öffentlicher Hand gebauten Wohnungen, die entweder 
gemietet werden oder vom Staat über 99 Jahre verpachtet werden. Die Politik sorgt dafür, dass jedes Wohn-
gebiet und neu erschlossene Siedlungen nach einem bestimmten Schlüssel mit den unterschiedlichen Ethnien 
und sozialen Gruppen besetzt werden. Die Hälfte der Bevölkerung von Hongkong - über drei Millionen Men-
schen - lebt in öffentlich gebauten Wohnungen, die Hälfte davon zur Miete. In Malawi hingegen stellte eine 
2007 durchgeführte Umfrage fest, dass die „formelle Wohnraumfinanzierung in Malawi unterentwickelt ist 
… weniger als 16% sind in der Lage, sich eine herkömmliche Wohnung zu leisten … es gibt für den Einzelnen 
keine Förderung in irgendeiner Form“ (Singapur 2010, Hong Kong 2014, Nyasulu und Cloete 2007).

Umwelt: öffentliche Finanzen und Klimawandel Die für sich allein genommen größte Herausforde-
rung für alle Länder weltweit ist der Kampf gegen den Klimawandel. Zu den erforderlichen Maßnahmen 
gehören die Umstellung auf erneuerbare Energien zur Stromerzeugung, Investitionen in mehr energieeffizi-
ente industrielle Verfahren und energiesparende Häuser und die Entwicklung öffentlicher Verkehrssysteme, 
um den Individualverkehr zu verringern. 

Die globalen Kosten für all die zur ausreichenden Senkung der CO2-Emissionen erforderlichen Maßnah-
men werden auf 1% bis 3% des globalen BIP geschätzt. Die UN gehen davon aus, dass rund drei Viertel die-
ser Summe öffentlich finanziert werden muss. Diese Zahlen bedeuten, dass öffentliche Ausgaben weltweit 
um 1,5% höher sein müssten als das globale BIP, nur um mit den Folgen des Klimawandels fertig zu wer-
den. Dieser Prozess wurde durch die Konjunkturprogramme verschärft, die 2009 von den Regierungen als 
Maßnahmen gegen die Rezession aufgelegt wurden. Dazu gehörten auch zahlreiche „grüne“ Investitions-
projekte im geschätzten Gesamtwert von mehr als €315 Milliarden – alle öffentlich finanziert. (IWF 2010) 

Europa Wie wichtig öffentliche Ausgaben sind, zeigt sich am besten am Beispiel Europa, das in den 1990er 
Jahren einen verbindlichen Binnenmarkt für Strom eingeführt hat und inzwischen auch Ziele für erneuer-
bare Energie gesetzt hat. Inzwischen ist jedoch klar, dass sich die politischen Maßnahmen zur Bekämpfung 
des Klimawandels nicht mit den Gesetzen des Marktes vertragen, da mit fossilen Brennstoffen betriebene 
Kraftwerke als die preiswertesten Optionen vom Netz genommen werden müssten, um den Aufstieg er-
neuerbarer Energien zu beflügeln. Der Versuch einer marktkonformen Lösung durch die Einführung eines 
Emissionshandelssystems (ETS) war nicht erfolgreich. Europäische Regierungen arbeiten jetzt an Mechanis-
men zur Entwicklung erneuerbarer Energien mit Hilfe öffentlicher Ausgaben und des öffentlichen Sektors. 

Großbritannien führt zum Beispiel derzeit ein neues Energiegesetz ein, nach dem alle neuen Erzeuger-
kapazitäten vom Staat in Auftrag gegeben werden, unterstützt von langfristigen Stromabnahmeverträgen 
mit einer staatlichen Agentur als einzigem Käufer – ein Verstoß gegen die derzeitigen EU-Richtlinien für 
die Stromwirtschaft. Grund dafür ist die Erkenntnis, dass der Markt nicht die erforderlichen Mengen an 
erneuerbarer Energie zur Verfügung stellen wird. Der britische Ausschuss zum Klimawandel hat erklärt, dass 
„wir nicht die erheblichen Risiken und Kosten übernehmen sollten, die mit den derzeitigen Marktregelun-
gen verbunden sind … Änderungen dieser Regelungen sind erforderlich und unvermeidbar.“ Die britische 
Regulierungsbehörde OFGEM stimmt dem zu: “Es gibt einen zunehmenden Konsens darüber, dass es keine 
Option ist, das derzeitige System der Marktregelungen und anderer Anreizmechanismen unverändert zu 
lassen.“ (UK Committee on Climate Change, 2009)

In Deutschland hat die erklärte Priorität für den Ausbau erneuerbarer Energien gleichzeitig zu einer Re-
Kommunalisierung von Energieversorgern und zur Gründung zahlreicher kleiner Unternehmen und Genos-
senschaften geführt, die die dominierende Marktstellung der multinationalen Konzerne angreifen. Es hat eine 
umfassende Wiederbelebung der Stadtwerke gegeben, die nicht nur die Verteilernetze übernehmen, sondern 
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jetzt auch in der Energieerzeugung selbst Fuß fassen und dabei speziell auf erneuerbare Energien setzen. Die 
Kommunen planen eine Erhöhung ihres Anteils an der Stromerzeugung von einem Zehntel auf mindestens ein 
Fünftel bis 2020. Die Stadt München zum Beispiel hat beschlossen, dass bis 2025 der komplette Energiebedarf 
aus Erneuerbaren erzeugt wird und dass all diese Kapazitäten durch den öffentlichen Sektor erzeugt werden. 

Der Anteil erneuerbarer Energien an der Stromerzeugung in Deutschland wächst schnell – viel schneller, 
als erwartet. Mitte 2013 erreichte der Anteil erneuerbarer Energie fast 25%, erzeugt von 25.000 Windturbi-
nen und 1,3 Millionen Photovoltaikanlagen. Politisch wurde als Ziel festgesetzt, 35% des gesamten Strom-
bedarfs bis 2020 aus erneuerbaren Energien zu erzeugen, bis 2030 sogar 50% und bis 2050 dann 80%. 
Alle Kernkraftwerke werden bis 2022 abgeschaltet. Dieser Prozess wird als „Energiewende“ bezeichnet. 
(Agora 2013, Economist 2012, IP Journal 2013, Reiter 2011) 

Entwicklungsländer Abgesehen von der Entwicklung erneuerbarer Energiequellen müssen zahlreiche 
Entwicklungsländer auch ihre Stromversorgungssysteme ausbauen, um eine fIächendeckende Versorgung 
zu erreichen. Im Jahre 2010 hatten 1,3 Milliarden Menschen keinen Zugang zu Elektrizität, der größte Teil 
davon lebte südlich der Sahara (589 Millionen, 68% der Bevölkerung) und in ländlichen Gebieten. Eine 
solche Politik erfordert eine kohärente Planung und Finanzierung in einer Dimension, die der Markt nicht 
leisten kann. Die Internationale Energieagentur geht davon aus, dass €16,6 Milliarden jährlich erforderlich 
sind, um eine universelle Versorgung im südlichen Afrika bis 2030 herzustellen, weitere €14,4 Milliarden 
müssen investiert werden, um dieses Ziel in Asien zu erreichen (IEA 2012). 

Eine Weltbank-Studie über Investitionen in die Stromnetze und in weitere Infrastrukturen in den afrikani-
schen Ländern südlich der Sahara zeigt, dass Privatunternehmen nur 10% der Gesamtinvestitionen in die-
sem Sektor geleistet haben – fast der gesamte Betrag wurde in unabhängige Stromerzeuger investiert und 
nicht in den Ausbau des Systems. Tabelle 3.3 fasst die Daten zusammen. Der größte Teil der Mittel stammt 
aus öffentlicher Finanzierung, danach folgen Gelder aus Geberländern und Entwicklungsbanken. Ein IEA-
Bericht weist darauf hin, dass „in den meisten Entwicklungsländern als Grundvoraussetzung, überhaupt 
private Investoren mit ins Boot zu holen, zunächst öffentliche Investitionen in die Entwicklung nationaler 
und lokaler Kapazitäten erfolgen müssen“ – und selbst das wird nur geschehen, „wenn es eine zuverlässige 
Investitionsrendite gibt“ (IEA 2010, World Bank 2010). 

Es hat sich gezeigt, dass der private Sektor kein zuverlässiger Partner für Investitionen in große Projekte 
für erneuerbare Energien ist. Multinationale Unternehmen haben die beiden größten Projekte im Bereich 

Tabelle 4.2: Menschen ohne Zugang zu Stromversorgung, 2010

Afrikanische Länder südlich der Sahara
Asien (Entwicklungsländer)

Lateinamerika
Naher Osten

Weltweit (einschl. Länder mit hohem Einkommen)

Bevölkerung ohne 
Zugang zu Stromver-

sorgung
589
628

29
18

1267

Quelle: IEA 2012 

Table 4.3: Investitionen in die Elektrizitätswirtschaft in Afrika

Investitionen ($ Milliarden) Betriebskosten
(Milliarden$)

Gesamtin-
vestitionen 

und operative 
AusgabenLändergruppe

Afrikanische Länder südlich der Sahara 
1. Ressourcenreiche Länder

2. Länder mit mittleren Einkommen 
3. Länder mit niedrigen Einkommen

Öffentl. Sektor

2.4
1.2
0.8
0.4

Entwick-lungs-hilfe

1.8
0.8

0.03
0.9

Privater Sektor

0.5
0.3

0.01
0.2

Gesamt

4.6
2.3
0.8
1.6

Öffentl. Sektor

7.0
1.6
2.7
2.6

11.6
3.9
3.5
4.0

81%
72%
99%
75%

Anteil 
öffentlicher 
Sektor in %

Quelle: Weltbank 2010

% der 
Gesamtbevöl-

kerung 
68%
18%
6%
9%

19%
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erneuerbarer Energien in Afrika aufgegeben – Desertec zur Erzeugung von Solarenergie in der Sahara und 
Grand Inga, ein Staudammprojekt am Kongo. Die weitere Entwicklung beider Projekte liegt jetzt in den 
Händen der Regierungen und der öffentlichen Versorgungsbetriebe (Euractiv 2013, CleanTech Blog 2013). 

Der Weltbankbericht weist ebenfalls auf die Erfahrung hin, dass ein zentraler öffentlicher Versorgungsbe-
trieb bei der Entwicklung der Stromversorgung ländlicher Gebiete wesentlich bessere Ergebnisse liefert als 
vereinzelte Projekte der Privatwirtschaft: 

„Länder, die eine zentrale Strategie für die Stromversorgung bevorzugen und in denen der nationale 
Versorger für den Netzausbau zuständig ist, sind damit erfolgreicher als Länder, die ihr Glück mit einer 
dezentralen Strategie versucht haben und wo eine Agentur für die Stromversorgung ländlicher Gebiete 
versucht hat, eine Reihe unterschiedlicher Versorger oder privater Unternehmen für ein Versorgungsprojekt 
zu gewinnen” (Weltbank 2010). 

China ist zurzeit das beste Beispiel für die Entwicklung erneuerbarer Energien durch den öffentlichen Sek-
tor unter Einsatz öffentlicher Finanzen. 2012 hatten die Erneuerbaren einen Anteil von 20% an der gesamten 
Stromerzeugung, während es 2005 noch 16% waren und das, obwohl es innerhalb dieses Zeitraums ein be-
trächtliches Wirtschaftswachstum gegeben hatte. Die Solarenergie produzierte 6,5 Millionen Kilowatt (KW), 
Wasserkraftwerke 249 Millionen KW und Windkraftanlagen 63 Millionen KW. Dieser Prozess wird durch den 
Willen der Regierung vorangetrieben, die Finanzierung erneuerbarer Energien durch die staatseigenen Strom-
erzeuger zu finanzieren. Dies erfolgt in großem Maße – die öffentlichen Ausgaben für erneuerbare Energien 
werden zwischen 2010 und 2015 voraussichtlich einen Gesamtbetrag von €216 Milliarden erreichen. Im 
Laufe dieses Prozesses hat China außerdem eine eigene Produktion von Solarelementen aufgebaut und be-
herrscht jetzt damit den Weltmarkt mit guten Absatzmöglichkeiten in den USA und Europa (China 2013). 

Chile dagegen, das aus Wirtschaftskreisen wegen seines strikt nach Marktprinzipien funktionierenden 
Stromsystems gelobt wird, hat im Bereich der erneuerbaren Energien kläglich versagt - sie erzeugen nur 
3,7% des Energiebedarfs des Landes. Die einzige nennenswerte aktuelle Entwicklung ist der geplante Bau 
eines 360-MW-Solarparks für €1,9 Milliarden in der Atacama-Wüste, der für die Bergbauindustrie von Iber-
drola errichtet werden soll. (Bennett 2012).

Weitere Lektüre Aktuelle PSIRU-Berichte über die öffentliche Bereitstellung öffentlicher Güter beschrei-
ben erneuerbare Energien (PSIRU 2013B), private Gesundheitsversorgung (PSIRU 2013C) und Rekommuna-
lisierung (PSIRU 2012C).

Aggreko: Privatunternehmen profitiert vom Versagen des Staates
Viele Länder, in denen es immer wieder zu Stromausfällen kommt, haben Dieselgeneratoren gemietet. 

Es wird davon ausgegangen, dass diese Notstromaggregate in den Ländern südlich der Sahara derzeit 
eine Kapazität von 750 Megawatt stellen. Diese Art der Stromerzeugung in Notfällen ist nicht nur teuer, 
sondern sie erzeugt aufgrund des Einsatzes von Diesel auch erhebliche CO

2
-Emissionen. Darüber hinaus 

stellen sie keine langfristige Lösung dar, da sie keinen Beitrag zur Entwicklung lokaler Kapazitäten leisten. 
Gehen sie in Betrieb, führen sie zu einer erheblichen Lärmbelastung der Einheimischen. Der Vergabepro-
zess für die Beschaffung der Notstromaggregate hat außerdem zu Bestechungs- und Korruptionsskan-
dalen geführt, so mussten der Premierminister und der Energieminister Tansanias im Februar 2008 aus 
diesen Gründen zurücktreten (Eberhard et al 2011). 

Privatunternehmen profitieren von diesem staatlichen Unvermögen, eine universelle Energieversor-
gung oder erneuerbare Energien zu entwickeln. Der größte Nutznießer ist der in Großbritannien ansässi-
ge multinationale Konzern Aggreko mit einem Jahresumsatz von €1,9 Milliarden und fast sechs Gigawatt 
(GW) Erzeugungskapazität. Das Geschäftsmodell dieses Unternehmens beruht explizit auf der dauerhaf-
ten Unfähigkeit von Entwicklungsländern, die Netze und die Erzeugerkapazitäten ihrer Versorgungsbe-
triebe auszubauen. „In unserem Kernmarkt der nicht zur OECD-gehörenden Länder außer China gehen 
wir davon aus, dass sich der Mangel [an Stromerzeugungskapazität] von 22 GW auf 195 GW verneun-
fachen wird. Wir sind davon überzeugt, dass ein solches Ausmaß an Stromunterversorgung mittel- und 
langfristig [für Aggreko] ein kräftiges Wachstum bedeutet. Diese Länder werden Notstromaggregate 
nachfragen, damit bei ihnen die Lichter nicht ausgehen.“ 

Aggreko ist nicht nur ein passiver Profiteur dieses Versagens. Das Unternehmen bestärkt Staaten darin, 
ihr Unvermögen zu akzeptieren und sich stattdessen auf Dieselaggregate zu verlassen. „Unsere eigenen 
Aktivitäten führen zur Entstehen von Marktnachfrage - Bangladesch und Indonesien hatten in unseren 
Prognosen hinsichtlich unserer potenziellen Marktanteile bis vor einigen Jahren keinen hohen Stellenwert, 
aber jetzt sind diese Länder wichtige Kunden als Folge unserer Vertriebsinitiativen” (Aggreko 2012).
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Gleichheit

Die Gewinnmaximierung auf Kosten der Lohneinkommen und die Steigerung der Einnahmen der 
reichsten Haushalte haben zu umfassenden und stetig zunehmenden Ungleichheiten mit schädli-
chen wirtschaftlichen und sozialen Auswirkungen geführt. Neben den Gewerkschaften sind öffent-

liche Ausgaben und öffentliche Dienste die stärksten Kräfte, die für mehr Gleichheit und soziale Gerechtig-
keit sorgen können. 
Der Wert öffentlicher Dienste liegt besonders darin, dass er sich gleichmäßig auf alle Menschen verteilt. In 
den OECD-Ländern entspricht dies einer Steigerung des verfügbaren Geldeinkommens der ärmsten 20% 
der Bevölkerung um 76%. In Lateinamerika haben öffentliche Dienste die gleiche Wirkung und leisten ei-
nen größeren Gleichstellungsbeitrag als Sozialleistungen. Auch in den asiatischen Ländern sind die Vorteile 
einer öffentlichen Gesundheitsversorgung und Bildung leistungsfähige Instrumente, um mehr Gleichheit zu 
erreichen. Infrastrukturen für Strom, Wasser und andere Dienstleistungen verbessern nicht nur den Zugang 
für alle Teile der Bevölkerung, sondern führen auch zu besseren Beschäftigungsmöglichkeiten, besonders für 
Frauen. Auch durch die Einstellung von Arbeitskräften zu besseren Löhnen und Arbeitsbedingungen leisten 
öffentliche Dienste einen Beitrag zu mehr Lohngleichstellung.  

Marktungleichheiten und öffentliche Gleichheit Mehr Gleichheit ist sowohl aus sozialer als auch 
aus ökonomischer Sicht besser für alle. In dem Buch The Spirit Level wird anhand internationaler Daten 
gezeigt, dass eine gleichmäßigere Verteilung von Einkommen zu einem besseren Leben für alle Menschen 
führt. Das nachfolgende Diagramm belegt, dass die Länder mit der gleichmäßigsten Einkommensverteilung 
auch bessere soziale Resultate für den einzelnen Menschen erzielen – die Lebenserwartung ist höher, die 
Säuglingssterblichkeit ist geringer, es gibt weniger Tötungsdelikte, weniger psychische Krankheiten, weniger 
Fettleibigkeit und weniger Menschen in Gefängnissen (Wilkinson und Pickett 2009).

Diagramm 5.1: Mehr Gesundheits- und Sozialprobleme in Ländern mit ungleicher Einkommensverteilung

Quelle: Wilkinson & Pickett. The Spirit Level (2009)
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Gesellschaften, die sich durch ein hohes Maß an Gleichheit auszeichnen, sind tendenziell wirtschaftlich 
leistungsfähiger – Geld wird eher von Menschen mit durchschnittlichen oder geringen Einkommen ausge-
geben, anstatt auf die hohe Kante gelegt oder von den Reichen in Steueroasen gebunkert zu werden. Eine 
Analyse von 131 Ländern hat ergeben, dass eine gleichmäßigere Einkommensverteilung Hand in Hand mit 
einem höheren Zuwachs des Pro-Kopf- BIP geht. Für ein allgemeines Wirtschaftswachstum ist der unverhält-
nismäßig hohe Zuwachs der Gewinne schädlich – die Wachstumsaussichten wären generell besser, wenn 
der Anteil des Arbeitseinkommens durch einen schnelleren Lohnzuwachs wieder in ein richtiges Verhältnis 
gebracht würde. (Ortiz und Cummins 2011, Onaran und Galanis 2013, Stockhammer und Onaran 2012 )   

Zunehmende Marktungleichheit Die Marktwirtschaft hat in den letzten Jahrzehnten auf zwei Wei-
sen zu mehr Ungleichheiten geführt. Erstens gibt es sowohl in den hoch entwickelten Ländern als auch in 
den Entwicklungsländern einen langfristigen Rückgang des Lohnanteils an der wirtschaftlichen Gesamtleis-
tung (BIP). Die Internationale Arbeitsorganisation (IAO) stellt fest: „In 16 entwickelten Volkswirtschaften 
ging der durchschnittliche Anteil des Arbeitseinkommens von 75% des Nationaleinkommens Mitte der 70er 
Jahre auf 65% in den Jahren unmittelbar vor der Wirtschaftskrise zurück. In einer Gruppe mit 16 Entwick-
lungs- und Schwellenländern ging er von 62% des BIP in den frühen 1990er Jahren auf 58% im Vorfeld der 
Krise zurück”. (IAO 2012) 

Diese negative Entwicklung bedeutet, dass die Arbeitnehmer in diesen Jahrzehnten wenig verdient ha-
ben, obwohl die Produktivität massiv zugenommen hat, während Unternehmensgewinne und diejenigen, 
deren Einkommen sich aus diesen Gewinnen ableitet, ihren Anteil am Sozialprodukt gesteigert haben.

Diagramm 5.2:   Rückläufiger Anteil des 
Arbeitseinkommens 1970-
2010 in entwickelten 
Volkswirtschaften und 
Entwicklungsländern

Quelle: IAO 2012 
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Zweitens haben die höheren Einkommensgruppen ihre Einkommen besonders in den USA, in Großbri-
tannien und in Mittel- und Osteuropa wesentlich schneller steigern können als die Gruppen mit niedrige-
ren Einkommen. Dieser Abstand hat sich seit Beginn der Rezession noch vergrößert – in den USA hat der 
1%-Bevölkerungsanteil mit den höchsten Einkommen zwischen 2009 und 2012 beim Realeinkommen noch 
einmal 31% zugelegt, während das Einkommen der übrigen 99% nur um 0,4% gestiegen ist (Stockhammer 
2013, Saez 2013). 

Das wirkliche Ausmaß der Vermögensgewinne der Top-1%-Gruppe ist in Wahrheit noch größer, da auf-
grund ihrer Steuervermeidungsstrategien ein großer Teil ihrer Einnahmen und ihres Reichtums gar nicht in 
die Rechnung mit einbezogen wird. In Steueroasen befinden sich nicht erfasste Vermögenswerte zwischen 
€15 Billionen und €23 Billionen, fast alles davon gehört mit Sicherheit den reichsten 1% der Weltbevölke-
rung (Dhaxton et al 2012).

Die Auswirkungen öffentlicher Ausgaben und öffentlicher Dienste Um von den Vorteilen 
einer größeren Gleichheit profitieren zu können, muss mit Hilfe anderer Mechanismen eine gerechtere Ver-
teilung der Ressourcen erzielt werden. Eine dieser Möglichkeiten ist die gewerkschaftliche Organisierung, 
die zu mehr Lohn anstatt mehr Gewinn beitragen kann. Eine andere gute Möglichkeit, um mehr Gleichheit 
zu erreichen, sind öffentliche Ausgaben. 

Öffentliche Ausgaben sorgen auf dreifache Weise für eine Umverteilung von Einkommen und Ressour-
cen. Erstens: Steuern werden von Menschen entsprechend ihres Einkommens und ihres Konsums bezahlt. 

Auf diese Weise leisten die Reichen einen größeren Bei-
trag zu den öffentlichen Ausgaben als die Armen. In der 
Praxis führ dies in den meisten Länder nicht zu einer nen-
nenswerten Umverteilung von Einkommen (siehe unten). 

Zweitens: Das Geld wird über Sozialleistungen an 
Menschen umverteilt, die arbeitslos oder krank sind oder 
die Kinder betreuen und Kranke pflegen. Die ärmeren 
Haushalte profitieren stärker von diesen Leistungen, und 
der Abstand zwischen den höchsten und niedrigsten ver-
fügbaren Einkommen wird verringert.

Die dritte Form der Umverteilung über öffentliche Diens-
te ist jedoch mindestens so wichtig wie die beiden ande-
ren. Öffentliche Gesundheitsversorgung und Bildung, Kin-
derbetreuung, Altenpflege und öffentlicher Wohnungsbau 
haben eine beträchtliche Umverteilungswirkung, da sie 
allen Menschen in gleicher Weise zur Verfügung stehen. 
Für diejenigen mit geringen Einkommen sind öffentliche 
Dienste mindestens so nützlich wie Sozialleistungen oder 
ein gutes Einkommen (wie im nächsten Abschnitt erklärt 
wird). Im Ergebnis haben finanzielle Einschnitte bei den 
öffentlichen Diensten unverhältnismäßig hohe negative 
Folgen für Haushalte mit geringem Einkommen. 

Darüber hinaus haben Dienstleistungen wie Kinder-
betreuung, Altenpflege und Bildung erhebliche Auswir-
kungen auf die Geschlechtergleichstellung und die eth-
nische Gleichheit, da sie mehr Frauen die Möglichkeit 
einer Erwerbstätigkeit eröffnen und Mitglieder ethnischer 
Gruppen, die oft diskriminiert werden, die Chance auf 
menschenwürdige Beschäftigung und berufliche Karri-
ereaussichten bieten. Andere Ausgaben für öffentliche 

Dienste erfolgen durch den Kauf von Waren und Dienstleistungen von privaten Unternehmen. Auch dies ist 
eine Möglichkeit, mehr Gleichheit zu erreichen, indem Lieferverträge von der Einhaltung von Klauseln gegen 
die Diskriminierung von Frauen abhängig gemacht werden. 

Infrastrukturen wie Wasser- und Abwasserwirtschaft, Stromversorgung, Straßen und Telekommunikati-
on führen ebenfalls zu mehr Gleichheit, da sie jedem Menschen die Verbesserung seiner Lebensumstände 
durch die Nutzung dieses Dienstleistungsangebots ermöglicht. 
Die Bereitstellung öffentlicher Dienste verwirft somit das Marktprinzip der Zuteilung nach Preis und Nach-
frage. Sie gründen vielmehr auf dem Prinzip des universellen Zugangs und der Solidarität und stellen damit 
auch die marktbestimmten gesellschaftlichen Beziehungen in Frage.  
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Diese gleichmäßige Verteilung des Nutzens steht in einem eklatanten Widerspruch zur ungleichen Ein-

kommensverteilung. Im Ergebnis sind öffentliche Dienstleistungen deshalb für ärmere Haushalte wesentlich 
wichtiger und entsprechen einer Steigerung des verfügbaren Geldeinkommens der ärmsten 20% der Haus-
halte um 76%. Selbst für Haushalte mit mittleren Einkommen bilden sie einen Zusatzwert von 33% des 
verfügbaren Einkommens, für die 20% der Haushalte im oberen Fünftel sind es noch 14%.

stellung öffentlicher Dienste ist auf eine bemerkenswerte Weise in allen OCED-Ländern gleich konsistent 
und ergibt somit ein Szenario materieller Gleichheit in Ländern, in denen der Markt nach wie vor für ein 
großes Maß an Ungleichheit sorgt.

Öffentliche Dienste und Gleichheit In den 
größten entwickelten Volkswirtschaften (Länder, 
die OECD-Mitglieder sind) werden für Bildung und 
Gesundheit ca. 5,5% des BIP ausgegeben, weite-
re 2% des BIP werden für die Betreuung von Kin-
dern und älteren Menschen sowie für den sozialen 
Wohnungsbau aufgewendet - das sind insgesamt 
13% des BIP und damit mehr als der Gesamtwert 
aller Sozialleistungen (Verbist et al 2012). 

Der Nutzen dieser öffentlichen Dienste verteilt 
sich äußerst gleichmäßig auf die in fünf Einkom-
mensgruppen oder Quintilen unterteilten Haushal-
te. Jede Quintile erhält in absoluten Zahlen etwa 
den gleichen Nutzen aus den Dienstleistungen, 
d.h. der Wert der empfangen Dienstleistungen ist 
für alle Gruppen etwa gleich. Diese Zahlen sind 
keine Schätzungen oder Annahmen, sondern ba-
sieren auf Daten über die tatsächliche Inanspruch-
nahme von Bildungsangeboten und Gesundheits-
versorgung durch die Haushalte in den einzelnen 
Ländern. Diese ausgleichende Wirkung der Bereit-

Diagramm 5.3: Verteilung des Wertes der gesamten öffentlichen Dienste auf die Einkommensquintilen, 2007, OECD.

Quelle: Verbist et al 2012
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Die detaillierten Daten für Großbritannien in Tabelle 5.1 zeigen ebenfalls, dass öffentliche Dienste und 

Leistungen, und nicht die Steuersysteme, entscheidende Mechanismen für die Herstellung von mehr Gleich-
heit sind. Einkommenssteuern und Ertragssteuern sind progressive Steuern, so dass Haushalte mit hohem 
Einkommen auch mehr Steuern zahlen. Dem stehen jedoch die Auswirkungen indirekter Steuern wie der 
Mehrwertsteuer sowie die von den Arbeitnehmern gezahlten Sozialabgaben entgegen. Das sind regressive 
Steuern, da sie einen höheren prozentualen Anteil an den Einkommen der Bezieher niedrigerer Löhne ha-
ben. Im Endergebnis ist die Gesamtwirkung der Steuern fast neutral. Es ist die Bereitstellung von Dienstleis-
tungen und Sozialleistungen, die für mehr Gleichheit sorgt. 

Dies gilt auch für Entwicklungsländer. In Brasilien zum Beispiel gibt es ein regressives Steuersystem, d.h. 
die Armen zahlen im Verhältnis mehr als diejenigen mit hohen Einkommen. Auch hier sind es die öffentli-
chen Dienste und die Sozialleistungen, die den größeren ausgleichenden Effekt haben (Silveira et al 2013).

Tabelle 5.1: Auswirkungen von Steuern und Sozialleistungen auf die Einkommen im VK

Einkommensquintilen für alle Haushalte 
Ursprüngliches Einkommen 

plus Geldleistungen
Bruttoeinkommen

 minus direkte Steuern und Sozialabgaben
 Frei verfügbares Einkommen  

 Minus indirekte Steuern
 Einkommen nach Steuern

Gesamtsteuern in % des Bruttoeinkommens 

plus Sachleistungen
davon Bildung 

davon Gesundheit  
 Endeinkommen

Untere
5 089
7 040

12 129
1 271

10 858
3 365
7 493

38.2%

7 749
3 296
4 100

15 242

2.
11 764
8 322

20 086
2 510

17 576
3 741

13 835
31.1%

7 584
2 944
4 391

21 419

 3.
22 482

6 655
29 137
4 755

24 382
4 770

19 612
32.7%

7 459
2 860
4 397

27 071

 4.
39 642

4 098
43 740

9 002
34 737

6 033
28 704
34.4%

6 825
2 660
3 978

35 529

Obere
81 501

2 115
83 616
19 727
63 890

8 339
55 550
33.6%

5 826
2 048
3 461

61 376

Alle 
Haus-halte

32 096
5 646

37 741
7 453

30 288
5 250

25 039
33.7%

7 089
2 762
4 065

32 127

Verhältnis 
obere/un-tere 

Quin-tile 
 16:1

 7:1

 6:1

 7:1
 

 4:1

Quelle: ONS 2012 

(Daten über Einkommensquintilen von Haushalten 2010-11(£ pro Jahr))

Diagramm 5.4: Wert öffentlicher Dienstleistungen im Verhältnis zum verfügbaren Einkommen, 27 OECD-Länder

Quelle: errechnet aus Verbist et al 2012 
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Lateinamerika Es gibt heute eindeutige Belege dafür, dass öffentliche Dienste auch in den Entwicklungs-
ländern vergleichbare Wirkungen haben (siehe Diagramm 5.5). In Lateinamerika bewirken öffentliche Diens-
te mehr gegen Ungleichheit als Steuern und Leistungen zusammen – dies geht aus einer 2011 erstellten 
Studie über die Auswirkungen von Steuern, Leistungen und öffentlichen Diensten (Gesundheitsversorgung 
und Bildung) in den sechs lateinamerikanischen Ländern Argentinien, Bolivien, Brasilien, Mexiko, Peru und 
Uruguay mit einer Gesamtbevölkerung von 390 Millionen Menschen hervor (Lustig et al 2012)3. Wie die 
OECD-Berichte hat auch diese Studie auf Daten über die tatsächliche Inanspruchnahme öffentlicher Dienste 
zurückgegriffen und dies in „virtuelles Einkommen“ umgerechnet um festzustellen, wie der Nutzen öffent-
licher Dienste die Einkommensverteilung beeinflusst. 

In allen Ländern verringern diese öffentlichen Dienste signifikant die Ungleichheiten, welche anhand des 
Gini-Koeffizienten ermittelt werden können. Das bedeutet, dass öffentliche Dienste in allen Ländern eine 
relativ progressive Wirkung haben – die Armen erhalten einen wesentlich höheren Anteil am Nutzen öffent-
licher Dienste als am Markteinkommen entsprechend der Situation in den OECD-Ländern. 

Das widerlegt die oft gehörte zynische Einschätzung, dass die Wohlhabenden am meisten von den so-
zialen Ausgaben in Lateinamerika profitieren: „Sozialausgaben bereichern nicht die oberste Einkommens-
quintile. Im Gegenteil wirken sie absolut gemessen progressiv in Argentinien und bis zu einem gewissen 
Maß auch in Bolivien und Mexiko. In Brasilien und Peru haben Sozialausgaben relativ gesehen ebenfalls 
progressive Wirkung“; …“Ungleichheit beim Zugang zu grundlegenden Dienstleistungen in den Bereichen 
Bildung und Gesundheitsversorgung ist in vielen Ländern kein großes Problem mehr“ (Lustig et al 2012). 

Ein weiteres überraschendes Ergebnis ist, dass öffentliche Dienste in diesen Ländern mehr Wirkung bei 
der Verringerung von Ungleichheiten haben als Sozialleistungen und Steuern zusammen: „Die deutlichste 
Überwindung von Ungleichheit ist mit Sachtransfers für Bildung und Gesundheitsversorgung zu erreichen 
… Regierungen in Lateinamerika bewirken eine Umverteilung in erster Linie durch öffentliche Ausgaben für 
Bildung und Gesundheit“. Selbst in Brasilien zum Beispiel mit seinem Bolsa Familia-Sozialhilfeprogramm leis-
tet die kombinierte Wirkung aus Bildungsangeboten und Gesundheitsversorgung einen Beitrag zur Gleich-
heit, der doppelt so groß ist, wie die Wirkungen von Steuern und Sozialleistungen (Lustig et al 2012).

Diagramm 5.5: Auswirkungen von Steuern, Sozialleistungen und öffentlichen Diensten auf die Bekämpfung von Ungleichheiten 

Quelle: Lustig et al 2012 

3 Diese Forschungsarbeiten (Lustig et al 2012A) wurden in einer anderen Arbeit mit einem völlig anderen Schwerpunkt veröffentlicht 

und auf solche Weise überarbeitet und präsentiert, dass sie zur Agenda der Weltbank passen (Lustig at al 2012B). Hier werden die 

Wirkungen öffentlicher Dienste (z.B. Bildung) nur darauf hin geprüft, wie die relativen Löhne qualifizierter Arbeitskräfte gekürzt 

werden können, und die Wirkungen auf die Gesundheitsversorgung werden nur in einer abwertenden Fußnote behandelt.
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Asien. Gesundheitsversorgung Die Situation der Gesundheitsversorgung in den asiatischen Ländern 
ist mit der in Lateinamerika zu vergleichen – fast alle Systeme sind absolut oder zumindest relativ gesehen 
progressiv. 

Eine 2007 ausgeführte Studie der asiatischen Systeme der Gesundheitsversorgung in acht Ländern und 
drei chinesischen Provinzen und Regionen stellte fest, dass 10 von 11 Systemen geeignet sind, Ungleich-
heiten zu verringern. In vier Fällen - Hong Kong, Malaysia, Sri Lanka und Thailand – erfolgte eine gleiche 
Verteilung von Leistungen, oder die Armen wurden bevorzugt, und die ärmsten 20% der Bevölkerung 
erhielten 20% oder mehr der Leistungen. In Vietnam waren die Ergebnisse fast vergleichbar. Öffentliche 
Gesundheitssysteme waren in fünf weiteren Ländern (Bangladesch, Indien, Indonesien und die chinesischen 
Regionen Gansu und Heilongjiang) immer noch relativ progressiv, nur in Nepal war das System in seinen 
Auswirkungen nicht progressiv (vor dem Regimewechsel) (O’Donnell et al 2007). 

Eine weitere Studie über 70 Entwicklungsländer und ehemals kommunistische Schwellenländer hat her-
ausgefunden, dass die Armen mehr als zwei Mal so viele Leistungen beziehen wie der Rest der Bevölkerung. 
„Die absoluten Auswirkungen von öffentlichen Gesundheitsausgaben auf den Gesundheitszustand der Ar-
men sind doppelt so hoch wie bei den Wohlhabenden … Bei der Kindersterblichkeit führt eine Erhöhung 
der öffentlichen Gesundheitsausgaben um 1% dazu, dass es bei der armen Bevölkerung doppelt so viele 
gerettete Kinderleben gibt als bei den Reichen. Bei der Säuglingssterblichkeit ergibt sich ein ähnliches Bild 
(Gupta et al 2003). 

Bildung Öffentliche Bildungseinrichtungen wirken sich mehrfach auf die Gleichstellung aus: 
· Öffentliche Bildung wird zu einem für alle, Männer wie Frauen, verfügbaren Gut, ohne dass fehlende 

Geldmittel zu einer Bildungsbarriere werden; 
· Öffentliche Bildung verbessert die Beschäftigungsaussichten und die Entwicklung von Kindern aus är-

meren Haushalten, von Frauen und von Mitgliedern anderer benachteiligter Gruppen; und 
· Öffentliche Bildung erhöht das verfügbare Einkommen, weil keine Geldbeträge für Bildung und Ausbil-

dung aufgebracht werden müssen; ärmere Haushalte profitieren davon in überproportionaler Weise. 
Diese Auswirkungen kommen am stärksten zu Tragen, wenn Bildung universell und ohne direkte oder 

indirekte Kosten verfügbar ist. Der Nutzen öffentlicher Ausgaben für Grundschulen ist für die ärmere Bevöl-
kerung in gleicher Weise gegeben oder sogar noch größer, in diesem Sinne also progressiv. Im Bereich der 
höheren Schulbildung dreht sich der Effekt um, so dass die höheren Einkommensklassen stärker profitieren; 
im tertiären Bildungsbereich (Universitäten und Hochschulen) werden wohlsituierte Bevölkerungsgruppen 
noch stärker bevorteilt. 

Eine Analyse des Nutzens öffentlicher Bildungsaufgaben in Entwicklungsländern ist in Tabelle 5.2 zusam-
mengefasst und zeigt folgende unterschiedliche Muster:

· In der Grundschulausbildung erhalten in fast allen Regionen und allen Ländergruppen die ärmsten 20% 
der Bevölkerung so viel oder sogar mehr Leistungen wie 
die reichsten 20%, so dass wir es mit einem gleichen 
oder absolut gesehen progressiven System zu tun ha-
ben; 

· Im Bereich der höheren Schulbildung ist der absolu-
te Nutzen für die höheren Einkommensgruppen größer 
– aber die Armen haben immer noch einen größeren 
Vorteil davon als aus Geldeinkommen, so dass die Aus-
wirkungen in allen Regionen immer noch relativ progres-
siv sind; und 

· Dies gilt auch für Bildungsausgaben insgesamt selbst 
dann, wenn man die Universitäten, auch in Afrika und 
Asien, mit einbezieht: Hier gilt, dass die reichsten 20% 
der Bevölkerung einen dreifach höheren Nutzen aus den 
Bildungsausgaben ziehen wie die Ärmsten, obwohl de-
ren Geldeinkommen vielfach höher ist. 

Es würde allerdings nicht zu mehr Gleichheit führen, 
wenn öffentliche Bildungsausgaben für höhere Schulen 
oder Universitäten gestrichen würden; für ärmere Fami-
lien wäre es dann noch schwieriger, ihre Kinder auf eine 
höhere Schule zu schicken, die Chancengleichheit wäre 
damit wieder verringert.
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Südliches Afrika
Asien und Pazifik

Naher Osten und Nordafrika
Schwellenländer

Westliche Hemisphäre
Insgesamt

Anzahl 
Länder

10
4
2
7

14
37

Ärmsten 
20% 

erhalten
17.8
20.3
24.7
19.3
29.5
22.8

Reichsten 
20% 

erhalten 
18.4
16.9
12.4
20.0

9.4
15.1

Ärmsten 
20% 

erhalten 
7.4
8.3

11.0
12.5
15.1
11.3

Reichsten 
20% 

erhalten
38.7
37.3
24.4
24.6
17.8
27.9

Ärmsten 
20% 

erhalten 
5.2
2.5
4.0
8.7
4.7
5.4

Reichsten 
20% 

erhalten 
54.4
69.0
46.9
32.6
41.6
46.3

Ärmsten 
20% 

erhalten
12.8
12.4
15.3
15.3
19.2
15.8

Reichsten 
20% 

erhalten
32.7
34.8
24.1
24.0
20.7
26.3

Ausgaben Grundschulen Ausgaben höhere 
Schulbildung

Ausgaben Universitäten Alle Bildungsausgaben

Tabelle 5.2: Nutzen der ärmsten und reichsten Einkommensquintilen von Bildungsausgaben (1990s)

Quelle: Davoodi et al 2010 

Infrastruktur und Gleichheit Andere öffentliche Dienste sind für den Bau von Infrastrukturen zustän-
dig, die Menschen im weitesten Sinn an Versorgungsnetze anschließen. Dazu gehören Straßen, Elektrizität, 
Wasser, Abwasserentsorgung und Telekommunikation. Diese Netze sind nicht nur für die Förderung des 
Wirtschaftswachstums und für unternehmerische Tätigkeiten sehr wichtig, sondern haben auch wichtige 
wirtschaftliche und soziale Vorteile für Familien und Gemeinden. 

Diese Infrastrukturen oder netzgebundenen Dienstleistungen haben eine doppelte Wirkung bei der Behe-
bung von Ungleichheiten. Zunächst verbessert sich die Lebensqualität als direkte Folge der Dienstleistungen 
selbst: Wenn Gemeinden Zugang zu Leitungswasser haben und über sanitäre Anlagen verfügen, verbessert 
sich der Gesundheitszustand der Bürger. Der Zugang zu Elektrizität erleichtert Lesen und Bildung und ist die 
Voraussetzung für die Nutzung von elektronischen Geräten einschließlich Radio und TV. Straßen-, Schienen-
und Telekommunikationsnetze erhöhen die Mobilität und verbessern die Kommunikationsfähigkeit. 

Weiterhin verbessern sie die gerechte Einkommensverteilung, weil Menschen aufgrund des Zugangs zu 
Straßen, Elektrizität und Telekommunikation mehr Möglichkeiten haben, ihre Einkommen zu verbessern. 
Auf allen Kontinenten gibt es einen eindeutigen Zusammenhang zwischen dem Zugang zu Straßen, Elektri-
zität, Wasserversorgung und Abwasserreinigung und einem höheren Grad an Gleichheit. Diese Auswirkun-
gen der Infrastruktur auf das Ausmaß an zu erreichender Gleichheit sind größer als die Auswirkungen von 
Steuern und Sozialleistungen zum Beispiel in den lateinamerikanischen Ländern (wenn auch nicht so groß 

Diagramm 5.6: Verbesserungen der Einkommensgleichheit infolge der Infrastrukturentwicklung 1990s–2000s nach Regionen

Quelle: Calderón und Servén 2008
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wie der Nutzen von Gesundheitsdiensten und 
Bildungsangeboten: siehe oben). Das nachste-
hende Diagramm zeigt die Auswirkungen die-
ses Effekts auf allen Kontinenten, gemessen an 
der Abnahme des Gini-Koeffizienten (Calderón 
und Servén 2008).

Wenn Versorgungsbetriebe als öffentliche 
Dienste geführt werden, können Quersubventi-
onierungen ein wirkungsvolles Instrument sein, 
um Dienstleistungen für alle zugänglich und 
bezahlbar zu machen. Wohlhabendere Nutzer 
einer Dienstleistung, Wirtschaftsunternehmen 
eingeschlossen, können finanziell stärker be-
lastet werden als normale Privathaushalte, und 
die auf diese Weise erzielten Zusatzeinnahmen 
können zur Finanzierung von Investitionen in 

Diagramm 5.7: Öffentliche Dienste und Infrastrukturen als Entwicklungsindikatoren

Quelle: Alkire et al 2013

das System zum Nutzen aller, für Preissenkungen für ärmere Kunden oder für die Finanzierung anderer 
öffentlicher Dienste verwendet werden. Durch die Umverteilung von Ressourcen wohlhabender Kunden 
oder Unternehmen zu den ärmeren Bevölkerungsgruppen werden Ungleichheiten verringert, was auch von 
wissenschaftlichen Mitarbeitern der Weltbank bestätigt wird: „Die Durchführung von Sozialprogrammen 
durch eine transparente Quersubventionierung der Versorgungsleistungen und besonders dann, wenn nur 
feste Gebühren betroffen sind, kann sehr wohl effizienter sein als ein allgemeines Programm der Armutsbe-
kämpfung mit allgemeinen Steuermitteln“” (Estache et al 2001). 

Diese Dienstleistungen werden in den Entwicklungsländern hoch geschätzt. So spielen Infrastruktur-
dienste in demokratischen Prozessen in Indien eine wichtige Rolle. Der Slogan „bijli, sadak, pani“ – Strom, 
Straßen und Wasser – wird in Wahlkampagnen umfassend verwendet, da die Wähler die Bedeutung dieser 
Faktoren erkennen: Haushaltsumfragen in verschiedenen Staaten belegen systematisch, dass eine gute Inf-
rastruktur neben Bildung ganz oben auf der Forderungsliste der Wähler steht (Khemani 2010).) 

Deren Bedeutung zeigt sich auch in einer neuen Messmethode für Armut und Entwicklung, die jetzt vom 
Entwicklungsprogramm der Vereinten Nationen verwendet wird und die in Diagramm 5.7 gezeigt wird. 
Sie hat drei Dimensionen – Gesundheit, Bildung und Lebensstandard. Die Messung des Lebensstandards 
bezieht sich vorrangig auf öffentliche Infrastrukturen – der Zugang zu Wasser, sanitärer Versorgung und 
Elektrizität ist schon für die Hälfte des Maßstabs für den Lebensstandard bestimmend. Die überwiegende 
Mehrheit der Faktoren, die den Unterschied zwischen Arm und Reich ausmachen, hat mit dem Ausmaß der 
bereitgestellten öffentlichen Dienste zu tun.
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Öffentliche Wasserversorgung und Gleichheit 
Die Bedeutung öffentlicher Dienste durch den öffentlichen Sektor wird am besten erkennbar, wenn 

man die Investitionen in die Wasserversorgung und Abwasserreinigung im Departamento Maldonado in 
Uruguay vergleicht. Die Wasserwirtschaft wurde dort im Jahre 1994 privatisiert, die Abwasserreinigung 
im Jahr 2000: beide wurden 2004 nach einer Volksabstimmung wieder in staatlichen Besitz überführt. 
Eine Studie hat die Fortschritte beim Anschluss an die Kanalisation unter beiden Eigentumsverhältnissen 
miteinander verglichen und festgestellt, dass die Privatisierung nur wenig Auswirkungen auf den Zugang 
zum Abwassersystem hatte, nach der Rückführung in öffentliches Eigentum jedoch eine Steigerung von 
15% dieses Zugangs festzustellen war. Hauptnutznießer waren die Armen: „…die ärmsten 25% der Be-
völkerung hatten zu Zeiten des staatlichen Eigentums an der Wasserversorgung einen besseren Zugang 
zu diesem Netz als während der Zeit der Privatisierung.“ Während der öffentlichen Trägerschaft gab es 
außerdem eine umfassende und signifikante Verbesserung der Wasserqualität (Borraz et al 2013). 

Stromversorgung des ländlichen Raums, Geschlechtergleichstellung und Entwicklung 
Südafrika hat die Anzahl der Haushalte, die an das Stromnetz angeschlossen sind, massiv erhöht. Dies 

wurde zunächst über Quersubventionierungen finanziert, danach über Steuereinnahmen; die Mittel für 
das laufende Programm werden aus einem nationalen Regierungsfonds finanziert. Der Prozentsatz der 
Bevölkerung mit Zugang zu Strom stieg von 40% 1994 auf 66% 2002; bis Ende 2006 wurden mehr 
als 3,3 Millionen Haushalte an die Stromversorgung angeschlossen. Südafrika subventioniert außerdem 
arme Haushalte, die jeden Monat eine kostenlose Stromlieferung von 50 KWh erhalten, danach beziehen 
sie Strom für einen ermäßigten Tarif. Ende 2006 konnten 1 Million Haushalte davon profitieren (Dubash 
2002, Eskom 2006). 

Ein Folge der Stromversorgung auf dem Land ist die Befreiung der Frau von häuslichen Arbeiten wie 
Brennstoff sammeln, so dass sie eine bezahlte Arbeit finden können. In Südafrika gab es innerhalb von 
fünf Jahren nach der Stromanbindung einen deutlichen Rückgang des Einsatzes von Holz als Brenn-
material für die Kochstellen sowie einen Anstieg von 13,5% bei der Erwerbstätigkeit von Frauen ohne 
nennenswerte Auswirkungen auf die Beschäftigung von Männern. Die Beschäftigungseffekte waren am 
deutlichsten für Frauen in ihren 30er und 40er Jahren und in mittelarmen Gemeinden (Dinkelman, 2008).
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Sozialleistungen, Altersversorgung und Gleichheit Systeme der sozialen Sicherung sind per se 
öffentliche Dienste, die benachteiligte und ältere Bürger unterstützen, indem sie Renten für Ruheständler, 
Kinderzulagen für junge Familien und Arbeitslosengeld für diejenigen zahlen, die ihren Job verloren haben. 
Diese Sicherungssysteme übernehmen die Umverteilung von Einkommen in einem Land und können des-
halb von allen Ländern eingeführt werden: „Die Kosten dafür sind auch für die ärmsten Länder zu tragen; 
aber es erfordert politischen Willen, um das System bezahlbar zu machen.“ (Hagemejer 2009). 

Die potenziellen Effekte sind beträchtlich, wie anhand des Beispiels Brasilien in dem nachstehenden Dia-
gramm deutlich wird. Brasilien war eine der am stärksten von Ungleichheit geprägten Gesellschaften der 
Welt, ist aber als Folge einer Ausweitung von Sozialleistungen unter den Regierungen von Lula und Rouseff 
auf dem deutlichen Weg zu mehr Gleichheit. Im Rahmen von Sozialprogrammen wie „Bolsa Familia“ und 
anderen, speziell auf ärmere Familien ausgerichteten Programmen, habe sich die Ausgaben für Sozialleistun-
gen von 6,9% des BIP auf 8,9% gesteigert; dies ist einer der Gründe, warum die Einkünfte armer Haushalte 
in den sieben Jahren nach 2002 schneller gestiegen sind. 2011 hat Brasilien ein weiteres Programm einge-
führt, den Plano Brasil Sem Miséria (PBSM — Brasilien ohne extreme Armut), der zu einem weiteren Abbau 
von Ungleichheiten führen soll (Hailu 2009, Silveira et al 2013).

Öffentliche Dienste und Einkommensverteilung Eine umfassendere Erbringung öffentlicher 
Dienste und eine gerechtere Einkommensverteilung scheinen sich gegenseitig zu verstärken. Eine Einschät-
zung der Auswirkungen von Änderungen der Steuern und der öffentlichen Ausgaben in 150 Ländern zwi-
schen 1970 und 2009, zusammengefasst in dem nachfolgenden Diagramm, hat ergeben, dass Ausgaben 
für die öffentliche Gesundheit und den Wohnungsbau noch größere Auswirkungen auf die Verbesserung 
der Gleichheit des monetären Einkommens haben als gleich hohe Ausgaben in Form von Sozialleistun-
gen: „Höhere Anteile des BIP für öffentliche Ausgaben im Bereich Sozialfürsorge, Bildung, Gesundheit 
und Wohnungsbau haben eine positive Wirkung auf die individuelle und kollektive Einkommensverteilung” 
(Martinez-Vazquez, et al 2012). Eine Analyse der Auswirkungen der Sparpolitik kam zu dem Ergebnis, dass 
Ausgabenkürzungen die Ungleichheit am gravierendsten verschärften (Woo et al 2013).

Diagramm 5.8: Brasilien – arme Haushalte profitieren am meisten von ‚Bolsa Familia‘

Quelle: Silveira et al 2013
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Weitere Lektüre Weitere aktuelle Berichte zum Thema Gleichheit, in denen es auch um die Rolle öffent-
licher Ausgaben und öffentlicher Dienste geht: Ortiz and Cummins 2011, Lustig et al 2012A, Dhaxton et 
al 2012, Verbist et al 2012 und PSIRU 2014A. Der IWF hat zwei Berichte über die negativen Auswirkungen 
der Einkommensungleichheit auf das Wirtschaftswachstum und über die Bedeutung öffentlicher Ausgaben 
für die Einkommensgleichheit vorgelegt: The IMF‘s Work on Income Inequality, 2014, http://www.imf.org/ 
external/np/fad/inequality/.
 

Diagramm 5.9: Ungerechte Sparpolitik: Auswirkungen geänderter Steuern und öffentlicher Ausgaben auf die Ungleichheit 

Quelle: errechnet aus Martinez-Vazquez, et al 2012, table 4
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Staatseinnahmen bestehen aus Steuern unterschiedlichster Art sowie aus Einnahmen aus anderen 
Quellen. Länder mit höherer wirtschaftlicher Leistungskraft (BIP) haben ein höheres Steueraufkom-
men und höhere Steuereinnahmen, sie sind somit ein wichtiger Teil der wirtschaftlichen Entwicklung. 

Das Gesamtaufkommen muss ausreichend hoch sein, um die Ausgaben für öffentliche Dienste und die 
soziale Absicherung bezahlen zu können. Die Steuerbelastung sollte gerecht verteilt werden. Die neoliberale 
Politik, die sich für eine umfassendere Rolle des Marktes und den Rückzug des Staates stark macht, versucht 
dies jedoch auf dem Wege des Steuerabbaus, indem die Reichen und die Unternehmen zum Schaden der 
übrigen Bevölkerung mit ihren Gewinnen steuerlich besser gestellt werden. Alle Staaten könnten ihre Ein-
nahmen erheblich steigern, indem sie die Steuern auf hohe Einkommen, Vermögen und Unternehmensge-
winne anheben. Das erfordert Maßnahmen zur Verbesserung der Systeme der Steuererhebung und gegen 
Steuervermeidung und Steueroasen.    

Steuersätze Steuern sind keine Last, sondern ein wichtiger Teil der wirtschaftlichen, sozialen und politi-
schen Entwicklung. Wenn eine Volkswirtschaft wächst, steigen auch die Steuereinnahmen anteilig zum BIP: 
„Reiche Länder bestreiten einen wesentlich höheren Teil ihrer Einnahmen aus Steuern als ärmere Länder“ 
– dies zeigt das erste Diagramm. Höhere Steuereinnahmen sind ein essenzieller Teil jeder Entwicklung: „Die 
Steuerhoheit ist der Kern jeder staatlichen Entwicklung“. Das zweite Diagramm zeigt, wie das Steuerniveau 
während der vergangenen 100 Jahre ständig gestiegen ist (Besley and Persson 2013).

Öffentliche Finanzen: 
Steuern und Einnahmen

Länder mit hohen Durchschnittseinkommen haben sich bis Ende der 90er Jahre durch einen zunehmen-
den Steueranteil am BIP ausgezeichnet. Eine neoliberale Politik, die den freien Markt propagiert und die 
Rolle des öffentlichen Sektors zurückdrängen will, versucht seitdem – wie in Diagramm 6.2 gezeigt – die 
Steuerbelastung gering zu halten. Niedrige Steuern sind jedoch kein wirtschaftlicher Vorteil und leisten 
keinen Beitrag zur Krisenvermeidung in den einzelnen Ländern: Irland, Spanien, Griechenland und Portugal 

Diagramm 6.1: Höheres BIP bedeutet höhere Steuern

Quelle: Besley and Persson 2013 
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Steuerstrukturen Die steuerliche Belastung hängt von der Art der erhobenen Steuern ab. Unternehmen 
und wohlhabend Personen zahlen Steuern auf Gewinne, Vermögen und hohe Einkommen. Die Beiträge 
für die Sozialversicherungen und Steuern auf Konsumausgaben werden jedoch in unverhältnismäßig hoher 
Weise von ganz normalen Menschen bezahlt, die darüber hinaus auch Einkommenssteuern entrichten. Dies 
stellt heute die höchste Steuerlast dar. 

In Ländern mit hohem Einkommen haben Steuern auf Unternehmensgewinne nur einen Anteil von 9% 
am Gesamtsteueraufkommen. Das entspricht etwa den Werten aus den 1960er Jahren, obwohl die Un-
ternehmensgewinne heute einen deutlich höheren Anteil am BIP haben. Vermögenssteuern leisten einen 
Beitrag von 5%, deutlich weniger als in den 60er Jahren. Die Länder haben infolge der Liberalisierung des 
Handels Importsteuern gesenkt. Diagramm 6.3 gibt einen Überblick über die Situation in den stärker entwi-
ckelten Ländern, die OECD-Mitglieder sind. 

Nach Aussage des Internationalen Währungsfonds (IWF) sind „Steuersysteme weltweit seit Anfang der 
1980er Jahre weniger progressiv geworden. Sie setzten heute verstärkt auf indirekte Steuern, die allgemein 
weniger progressiv sind als direkte Steuern, und bei ihnen ist die Progression der persönlichen Einkommens-
steuer besonders infolge beträchtlicher Senkungen der höchsten Grenzsteuersätze zurückgegangen ” (IWF 
2011B, IWF 2013).

Diagramm 6.2: Steuereinnahmen als % des BIP 1965-2010 (Durchschnitt der OECD-Länder)

Quelle: OECD 2014B 

Quelle: OECD 2014B

waren die „alten“ Länder mit den geringsten Steuern in der EU, wurden jedoch von der Krise am härtesten 
getroffen (Euromemorandum 2014).

Diagramm 6.3: Steuerstruktur in den OECD-Ländern 2010 (in % der Gesamtsteuerinnahmen)



52

Warum wir öffentliche Ausgaben brauchen

Entwicklungsländer verfügen heute im Vergleich zu früheren Jahren über mehr Einnahmen aus Körper-
schaftssteuern, aber die effektiven Steuersätze sind zurückgegangen, und unterschiedliche Strategien der 
Steuerumgehung einschließlich der Verlagerung von Gewinnen in Steueroasen haben zur Folge, dass diese 
Einnahmen wesentlich geringer sind, als sie sein sollten. Persönliche Einkommenssteuern spielen in diesen 
Ländern eine deutlich geringere Rolle als in Ländern mit hohem Einkommen, und reiche Einzelpersonen 
oder Mitglieder von Eliten umgehen diese Steuer nach wie vor. In der Praxis wird die Einkommenssteuer fast 

ausschließlich durch die Be-
steuerung von Löhnen und 
Gehältern der Beschäftigten in 
großen Unternehmen und im 
öffentlichen Sektor eingenom-
men (IWF 2011B). 

Körperschaftssteuer Un-
ternehmen haben ihre Steuer-
last auf unterschiedliche Wei-
sen verringert, dazu zählen 
die Senkung der Steuersätze, 
Steuerbefreiungen und Son-
derzulagen, sowie eine allge-
meine Steuerumgehung. In 
allen Regionen weltweit sind 
die effektiven Steuersätze auf 
Unternehmensgewinne in den 
letzten 20 Jahren beständig 
zurückgegangen, wie aus Dia-
gramm 6.4 ersichtlich wird. 
In Afrika liegt der effektive 
Steuersatz auf Unternehmens-
gewinne fast bei Null. Das ist 
das Ergebnis der Senkungen 
der offiziellen Steuersätze und 
der Einführung „spezieller 
Steuerregelungen“ mit Steu-
ernachlässen und Steuerbe-
freiungen für Unternehmen in 
diversen Bereichen. In Europa 
sind die Körperschaftssteuern 
seit mehr als 20 Jahren stark 
rückläufig. Unternehmen müs-
sen heute geringere Steuern 
auf ihre Gewinne zahlen als 
Arbeitnehmer auf ihre Einkom-
men – in vielen Ländern sogar 
beträchtlich weniger (Eurome-
morandum 2014).

Zinszahlungen Die meisten 
Systeme der Unternehmensbe-
steuerung erheben keine Steu-
ern auf Gewinne, die in Form 
von Zinsen gezahlt werden. 
Die Abschaffung dieser Art 
von Steuerbefreiung würde 
nicht nur die Einnahmen aus 
der Körperschaftssteuer erhö-
hen, sondern auch eine hohe 
Unternehmensverschuldung 

Diagramm 6.4: Sinkende Unternehmenssteuern – effektive Steuersätze nach Regionen

Quelle: Abbas und Klemm 2012 
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Höhere Unternehmenssteuern wirken auf Investoren nicht abschreckend
Multinationale Unternehmen können frei entscheiden, wo sie wirtschaftlich tätig werden. Es liegt also in ihrem 

eigenen Ermessen, sich in Ländern mit niedrigen Steuern auf Unternehmensgewinne niederzulassen. Länder stehen 
also unter Druck, Unternehmenssteuern zu senken und spezielle Steuerbefreiungen und Steuernachlässe anzubieten 
oder für Unternehmen steuerfreie Sonderwirtschaftszonen einzurichten, um Investitionen ins Land zu holen. 

Es ist jedoch empirisch belegt, dass Ländern die Senkung von Steuern aus diesem Grund keine Vorteile bringt. Eine 
IWF-Studie in 44 Entwicklungsländern zeigt, dass die Anhebung von Steuersätzen nicht grundsätzlich zur Abschre-
ckung von Investoren oder speziell von ausländischen Direktinvestitionen führt: Eine höhere Besteuerung von Unter-
nehmensgewinnen generiert direkt höhere Steuereinnahmen (Abbas und Klemm 2012). 

Andere Studien kamen zu folgenden Ergebnissen: 
· Multinationale Unternehmen aus den USA lassen sich bei ihren Investitionsentscheidungen in keiner Weise von der 

Höhe der Unternehmenssteuern beeinflussen; 
· Japanische multinationale Unternehmen lassen sich in ihren Entscheidungen am stärksten von einer guten öffent-

lichen Infrastruktur und nicht von der Höhe der Steuern leiten (Slemrod 2007); 
· Human- und Sozialkapital sind die wichtigsten Ausschlaggeber für die Entscheidung über Investitionen in Osteu-

ropa und Zentralasien (Deichmann et al 2003); und 
· Entscheidungen für Investitionen in europäischen Ländern werden in erster Linie durch Faktoren wie Wirtschafts-

leistung und gute Produktionsverkettung als von Unterschieden in den Unternehmenssteuern bestimmt (Hansson und 
Olofsdottor 2013).

weniger attraktiv erscheinen lassen. Diese waren ein Faktor der Finanzkrise: „Die Beseitigung der Tendenz 
zur Fremdfinanzierung hätte die Krisenwahrscheinlichkeit in mehreren Ländern um 20% oder mehr verrin-
gert“ (IWF 2013, IWF 2012B).

Steuerumgehung Multinationale Unternehmen finden durch 
Unterstützung multinationaler Wirtschaftsprüfungsunternehmen 
und Banken zahlreiche Mittel und Wege, Steuern zu vermeiden. Dies 
geschieht meistens durch Übertragungen zwischen einzelnen Kon-
zernteilen. Firmen wie Amazon, Google und Starbucks sind heute für 
derartige Praktiken bekannt. Die Box beschreibt Beispiele, wie dies 
bewerkstelligt wird. 
Damit werden nicht nur Steuern umgangen, sondern auch Mög-
lichkeiten genutzt, größere Kapitalbeträge, besonders aus Ent-
wicklungsländern, abzuziehen. Ein Bericht des Forschungsinstituts 
Global Financial Integrity und der Afrikanischen Entwicklungsbank 
hat festgestellt, dass die Entwicklungsländer 2010 insgesamt €620 
Milliarden durch illegale Kapitalabflüsse verloren haben, was einer 
Steigerung von 11% im Vergleich zu 2009 entspricht. Zum größten 
Teil erfolgt dies durch „Trade Misinvoicing“ – Unternehmen stellen 
falsche Rechnungen für nicht existierende Waren oder Dienstleistun-
gen aus. 2013 hat z.B. die Ralph Lauren Corporation zugegeben, mit 
falschen Rechnungen Bestechungsgelder für Zollbeamte in Argenti-
nien kaschiert zu haben (GFI 2013).  

Steueroasen Die vollkommenste Möglichkeit der Umgehung von 
Steuerzahlungen ist der Rückzug in Steueroasen – das sind Länder, 
die Unternehmensgewinne nicht besteuern und auch sonst kaum 
Informationen von den in ihren Rechtssystemen registrierten Unter-
nehmen oder Einzelpersonen, die dort ein Konto haben, verlangen. 
Untersuchungen über Steueroasen haben zu folgenden Erkenntnis-
sen geführt: 

· Zwischen €14-23 Billionen sind in mehr als 80 „Offshore“-
Rechtssystemen versteckt; 

· Zwei Drittel dieses weltweiten Offshore-Vermögens (mehr als 
€8,7 Milliarden) wurden in Steueroasen der EU gebunkert – Luxem-
burg, Andorra oder Malta;
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· Ein Drittel der Offshore-Vermögen befindet sich in Steueroasen Großbritanniens – Kaimaninseln, Kanal-
inseln und Bahamas; 

· Fast die Hälfte der Investitionen in Entwicklungsländer läuft über Steueroasen; 
· Zwischen €5,3 und €6,7 Billionen dieses Reichtums besteht aus Geld, das die privaten Eliten in den Ent-

wicklungsländern seit 1970 angesammelt haben; 
· Fast die Hälfte aller in den Entwicklungsländern investierten Gelder wird über Steueroasen weitergeleitet; 
· Die OECD geht davon aus, dass die Entwicklungsländer dreimal so viel Geld an Steueroasen verlieren, 

wie sie jedes Jahr an Entwicklungshilfe beziehen; 
· Wenn das Geld in den Steueroasen mit berücksichtigt wird, sind Entwicklungsländer in keiner Weise 

verschuldet, sondern Kreditgeber in Höhe von €7,3-€9,5 Billionen (Zahlen für Ende 2010); 
· €180 Milliarden Einnahmen gehen jedes Jahr verloren, weil Reiche ihre Vermögen in Steueroasen trans-

ferieren; 
· Große, weltweit aufgestellte Banken sind wichtige Akteure in vielen Steueroasen, ohne sie wäre dieses 

globale System der Steuerungerechtigkeit nicht machbar. Die führenden 50 internationalen Privatbanken 
verwalten gemeinsam grenzüberschreitend angelegte Vermögenswerte von Privatkunden in Höhe von €8,7 
Billionen. 

(TJN 2012, ICIJ 2013, Oxfam 2013, Actionaid 2013, Zucman 2013)

Großes Potenzial für mehr Steuereinnahmen Wesentlich höhere Steuereinnahmen können und 
sollen durch die Besteuerung hoher Einkommen, Vermögen, Unternehmensgewinne, Finanztransaktionen 
sowie Steuern auf Grund und Boden erzielt werden. Der IWF und andere Institutionen schätzen das Poten-
zial zusätzlicher Einnahmen aus diesen Quellen auf 11% des BIP. Höhere Steuersätze für Spitzeneinkommen 
könnten zusätzliche Einnahmen von 1,9% des BIP generieren, davon 1,1% aus Vermögenssteuern, 3% aus 
Grundsteuern und 3% aus Unternehmenssteuern (IWF 2013A). Eine Finanztransaktionssteuer (siehe unten) 
könnte einen weiteren Beitrag in Höhe von 2% des BIP leisten (Schulmeister 2009).

Wie multinationale Unternehmen Steuerzahlungen ver-
meiden

„Die genaue Gestaltung der Steuerplanung berücksichtigt immer die 
Besonderheiten der einzelstaatlichen Steuersysteme. Zu den generell 
angewandten Strategien gehören aber: 

· Auslagerung von Gewinnen in ein Land mit Minimalsteuern —der 
Missbrauch von Verrechnungspreisen wird in der öffentlichen Debatte 
immer wieder thematisiert, aber es gibt zahlreiche andere Möglichkei-
ten, die für den gleichen Zweck genutzt werden können, z.B. die direk-
te Erbringung von Dienstleistungen aus Niedrigsteuerländern oder die 
Verlagerung von Rechten des geistigen Eigentums in deren Gerichts-
barkeit; 

· Inanspruchnahme von Steuerabzügen in Hochsteuerländern ... um 
z.B. dort aufgenommene Kredite an Tochtergesellschaften in Niedrig-
steuerländern weiterzugeben; 

· . . . und das so oft wie möglich — durch die Weitergabe von kreditfinanzierten Mitteln über Condu-
it-Unternehmen können Unternehmen Zinsabzüge mehrfach in Anspruch nehmen (ohne Anrechnung 
von Steuern auf Einnahmen); 

· Ausnutzung von Inkongruenzen—Möglichkeiten für „Steuern nach Wahl“ können entstehen, wenn 
Länder die gleiche Einheit oder das gleiche Finanzinstrument unterschiedlich betrachten; 

· „Treaty shopping”— bedeutet Einkauf in Doppelbesteuerungsabkommen; sie lassen sich für die 
Umlenkung von Einkommen nutzen, um Steuern zu reduzieren; 

· Verzögerung der Rückführung von Erträgen—multinationale Unternehmen mit Sitz in weltweit 
operierenden Ländern können die Besteuerung von im Ausland erwirtschafteten Erträgen so lange ver-
zögern, bis die Zahlung an die Muttergesellschaft erfolgt; 

· Denkanstöße Es gibt zu viele unerfreuliche Beispiele für Unternehmen, die komplexe Möglichkeiten 
der Steuerumgehung nutzen, und zu viele Länder, die diese Möglichkeiten bereitstellen. Das Beispiel vom 
„Double Irish With a Dutch Sandwich“ ist eine Strategie zur legalen Steuervermeidung multinationaler 
Konzerne, das besonders mit Google in Verbindung gebracht wird und einen guten Einblick in die komple-
xen Strukturen dieser Modelle in der Praxis erlaubt“. Das Diagramm zeigt die Funktionsweise (IWF 2013A).
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Insgesamt ergäbe dies einen beträchtlichen Zuwachs an Steuereinnahmen – zusätzliche 33% in Ländern 
mit hohem Einkommen, zusätzliche 50% für Länder mit mittlerem Einkommen und zusätzliche 70% in 
Ländern mit niedrigen Einkommen. 

Der IWF geht ebenfalls davon aus, dass die Staatsschulden aller Länder durch eine allgemeine Steuer von 
10% auf private Vermögen auf den Stand von 2007 zurückgeführt werden könnten (IWF 2013A).

Der IWF zum Thema Steuern 
· „Wenn die Steuersätze nur für die obersten 1% der Einkommen wieder auf das Niveau von 1980 

zurückgeführt würden, könnten zusätzliche Steuereinnahmen in Höhe von 0,2 % des BIP generiert wer-
den. In einigen Ländern wie den USA wären die Zugewinne noch höher.“ 

· „Im Prinzip eröffnen Vermögenssteuern ein erhebliches Einkommenspotenzial zu relativ geringen 
Effizienzeinbußen …da das zunehmende Interesse der Öffentlichkeit und die verbesserte internationa-
le Zusammenarbeit für Unterstützung sorgen und Ausweichmöglichkeiten immer weiter eingeschränkt 
werden …” 

· „… Transaktionssteuern haben verwaltungstechnisch ihren Reiz, da sich Transaktionen oft problem-
los nachvollziehen lassen (die Stempelsteuer beim Verkauf von Unternehmensanteilen im Vereinigten 
Königreich ist eine der am preiswertesten pro eingenommenem Pfund zu erhebenden Steuern), und es 
besteht ein starker Anreiz für die Einhaltung von Bestimmungen, wenn ein Rechtstitel von einer geleis-
teten Zahlung abhängt.“ 

· „Die Mobilisierung von Ressourcen sollte sich in erster Linie mit der Erweiterung der Bemessungs-
grundlagen für Einkommens- und Konsumsteuern befassen und mehr Unternehmens- und Einkommens-
steuern generieren, indem Steuerbefreiungen abgebaut und die Einhaltung der Steuervorschriften ver-
bessert wird.“ 

· „Die Erkenntnis ist seit langem überfällig, dass die internationalen steuerlichen Rahmenregelungen 
obsolet sind. Zwar ist der genaue Betrag nur schwer zu quantifizieren, aber signifikante Steuereinnah-
men lassen sich auch durch eine Reform dieses Rahmens erzielen. Das ist besonders für Entwicklungslän-
der aufgrund ihrer größeren Abhängigkeit von der Körperschaftssteuer wichtig – Einnahmen aus dieser 
Besteuerung kommen oft von einigen wenigen multinationalen Unternehmen.”“ 

· „Die Reform internationaler Besteuerungsverfahren … muss über die Abschaffung steuermindern-
der Tricks hinausgehen und grundlegendere Aspekte wie die Aufteilung von länderübergreifenden Be-
messungsgrundlagen und die Realisierung besserer Möglichkeiten für beidseitige Gewinne aus einer 
engeren Zusammenarbeit in Steuerfragen ansprechen … Substanzielle Fortschritte erfordern eine ver-
besserte internationale Zusammenarbeit, damit es für die wirklich Wohlhabenden schwerer wird, Steu-
ern zu umgehen, indem sie ihr Vermögen einfach woanders anlegen und nicht anmelden, wie es die 
Steuerbehörden im eigenen Land im Prinzip vorschreiben. Eine konservative Schätzung geht davon aus, 
dass es in den Steueroasen ein nicht deklariertes Haushaltsvermögen in Höhe von ca. 3,3 Billionen gibt. 
Um die Praxis der Vermögensverlagerung zur Steuerumgehung zu beenden, müssen die Länder in der 
Lage und willens sein, gegenseitig Informationen über die Einnahmen und Vermögenswerte ihrer Ein-
wohner auszutauschen” (IWF 2013A, Bastagli et al 2012).

Finanztransaktionssteuer Die vorgeschlagene generelle Steuer auf Finanztransaktionen wird oft nach 
dem US-amerikanischen Wirtschaftswissenschaftler und Nobelpreisträger James Tobin als Tobin-Steuer bezeich-
net, der sie als Abschreckung für diese Art von Transaktionen vorgeschlagen hat, um die Spekulation auf kurz-
fristige Währungsschwankungen einzudämmen. Viele Länder haben bereits erfolgreich ähnliche Steuern ein-
geführt, z.B. China, Hongkong, Indien, Indonesien, Italien, Singapur, Südafrika, Südkorea, die Schweiz, Taiwan 
und Großbritannien. Alle diese Länder besteuern den Kauf und/oder den Verkauf von Unternehmensanteilen. 
Bei globaler Anwendung könnte eine Finanztransaktionssteuer jährlich mehr als €720 Milliarden oder 2% des 
globalen BIP einbringen, selbst bei einem Steuersatz von nur 0,01%. Eine begrenztere Besteuerung internatio-
naler Devisengeschäfte könnte zwischen €18 und 24 Milliarden jährlich in die Kassen spülen (Taskforce 2010). 
Die politische Unterstützung für diese Vorstellungen nimmt seit einigen Jahren prinzipiell zu. 2013 hat die EU 
eine Richtlinie zur Finanztransaktionssteuer in Europa vorgeschlagen (EU 2013, Thornton Matheson 2011).

Gebäude- und Grundsteuern Die Vorteile einer Gebäudesteuer bestehen darin, dass sie gerecht und 
kaum zu umgehen ist und Personen mit Vermögen betrifft, dessen Wert durch öffentliche Dienste und Inf-
rastrukturen gesteigert wird. Es gibt bei den Gebäuden starke Unterschiede und deshalb auch das Potenzial, 
diese Steuerquelle erheblich stärker in Anspruch zu nehmen.
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Eine Grundsteuer ist noch weiter gefasst, da sie sich auf das gesamte Land bezieht und nicht nur die auf 
dem Grundstück gebauten Gebäude besteuert, sondern darüber hinaus auch die Wertsteigerung miteinbe-
zieht, von der Grundstückbesitzer durch Wirtschaftswachstum und steigende Immobilienpreise profitieren. 
In Hongkong sorgt die Grundsteuer für 38% der Einnahmen. Eine Grundsteuer ist von zahlreichen Personen 
in den letzten 250 Jahren befürwortet worden, darunter Adam Smith, Tom Paine und Winston Churchill, 
nach dessen Auffassung Infrastrukturen den Wert von Land erhöhen. Aber: „Der Grundbesitzer erbringt für 
die Gemeinde keinerlei Dienste, er trägt nichts zum allgemeinen Wohlergehen bei, ebenfalls nichts zu dem 
Prozess, aus dem sich seine eigene Bereicherung ableitet.“ (McLean 2004). 

Politik und Steuererhebung Die Erhöhung des Steueraufkommens erfordert sowohl politischen Willen 
als auch den Einsatz zusätzlicher Ressourcen zur Bekämpfung der Steuervermeidung. In Lateinamerika hat 
die Wahl linksgerichteter Regierungen zu einer „signifikanten und substanziellen“ Steigerung der Steuer-
einnahmen geführt. Ein von der Interamerikanischen Entwicklungsbank (IADB) veröffentlichter Bericht hat 
festgestellt, dass die linken Regierungen in Lateinamerika zusätzliche Steuern in Höhe von 2,1% des BIP 
eingenommen haben – das ist ein substanzieller Zuwachs zu dem Steueranteil von 14% am BIP in dieser 
Region. Darüber hinaus wurde dies in erster Linie durch progressive Steuern erreicht. 

Die größte Wirkung wurde durch gestiegene Einnahmen aus der Einkommenssteuer erzielt, in erster 
Linie von den wohlhabenderen Bevölkerungsgruppen. Dort konnten die linksgerichteten Regierungen einen 
zusätzlichen BIP-Anteil von 1,3% einnehmen und die Einnahmen um mehr als ein Drittel des durchschnitt-
lichen Einkommenssteueraufkommens in der Region steigern (entsprechend 3,6% des BIP). Die Linksregie-
rungen haben jedoch nicht die regressiven Steuern erhöht, die die Bezieher der geringsten Einkommen am 
härtesten betreffen – die indirekten Konsumsteuern wurden nicht angehoben, die Sozialabgaben wurden 
sogar gesenkt. Der Bericht kommt zu dem Schluss, „dass Ideologie sehr wohl eine Rolle bei der Steuererhe-
bung spielt und dass sie substanzielle Auswirkungen hat“ (Stein und Caro 2013). 

Die IADB selbst hat die Verbesserung der Streuerhebungssysteme und der Befolgung der Steuergesetze 
als wichtige Voraussetzung für die Entwicklung bezeichnet und die Regierungen aufgefordert, unsere „ver-
zerrenden, inadäquaten und regressiven Steuersysteme zu reformieren und so zu Verbündeten des Wirt-
schaftswachstums, der Mobilität und der sozialen Gerechtigkeit zu machen … Steuerverwaltungen müssen 
gestärkt werden, damit alle Bürger und alle Wirtschaftsunternehmen ihren Verpflichtungen nachkommen.“ 
Selbst der IWF bezeichnet die Verbesserung der Steuerehrlichkeit als „zentrale Aufgabe“ (Besley und Pers-
son 2013, OECD, IWF 2013, IADB 2013).

Ein ähnlicher politischer Wille wird auch in anderen Ländern mit gewählten Regierungen links von der 
Mitte sichtbar. So hat zum Beispiel der Finanzminister Indiens 2009 mitgeteilt, dass die Regierung mehr 
personelle und finanzielle Mittel zur Erhebung der Steuern einsetzen werde. Für die Arbeitnehmer fand er 
ein denkwürdiges Bild: „Unsere Steuerbeamten sind wie Bienen, die bei den Blumen Nektar einsammeln, 
ohne sie zu stören, und dabei den Pollen verbreiten, damit alle Blumen blühen und Früchte tragen können“ 
(India Budget Speech 2009). 

Weitere Lektüre 
Das Netzwerk für Steuergerechtigkeit produziert eine Vielzahl an Berichten (z.B. TJN 2012) und Daten 

zum Thema Steuervermeidung und Steueroasen, sowie zur Bedeutung der Steuergerechtigkeit und der 
Steuern in Entwicklungsländern. 

http://www.taxjustice.net/ 
Das International Consortium of Investigative Journalists (ICIJ) hat Daten über Personen veröffentlicht, 

die ihr Geld in Steueroasen weltweit verstecken (ICIJ 2013). 
Institutionen „aus der Mitte der Gesellschaft“ erkennen inzwischen die Bedeutung von Steuern für 

die wirtschaftliche Entwicklung, dazu gehören auch die Inter-American Development Bank (IADB 2013), 
der Internationale Währungsfonds (IWF 2013A) und die Asiatische Entwicklungsbank, die in ihrem Jah-
resbericht 2014, dem Asian Development Outlook, darüber „nachdenkt, wie die Fiskalpolitik sowohl im 
Hinblick auf die öffentlichen Ausgaben als auch die Mobilisierung von Einnahmen zur Förderung eines 
inklusiven Wachstums verwendet werden kann“ (ADB 2014). 

Internationale Nichtregierungsorganisationen setzen sich mit ihren Kampagnen aktiv für die Verwen-
dung von Steuern zur Unterstützung wirtschaftlicher Entwicklung ein, dazu gehört auch Actionaid (Ac-
tionaid 2013). 

Aktuelle PSIRU-Berichte über Steuern beinhalten auch Briefings zu Asien (PSIRU 2013C) und Afrika 
(PSIRU 2013D).
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Öffentliche Finanzen: Kreditauf-
nahme und Staatsverschuldung

Die Verfechter der Sparprogramme argumentieren, dass die Staatsverschuldung dem Wirtschafts-
wachstum schade. Es gibt keinerlei Beweise, die diese These stützen – eine Studie der Universität 
von Harvard, die hier angeblich einen Zusammenhang festgestellt haben will, wurde widerlegt. Die 

staatliche Kreditaufnahme ist ein probates wirtschaftliches Instrument zur Förderung der Wirtschaftstätig-
keit und wesentlich preiswerter, als die Kreditaufnahme der privaten Unternehmen, die wesentlich höhere 
Zinsen zahlen müssen. Privatisierungen und öffentlich-private Partnerschaften sind überflüssige, kostspielige 
und kontraproduktive Arten der Geldbeschaffung. 

Haushaltsdefizite und Staatsverschuldung Nach Ausbruch der Finanzkrise 2008 und der nachfol-
genden Rezession war die fast überall einstimmig eingeschlagene politische Richtung zur Bekämpfung der 
Rezession die keynesianische Methode der Erhöhung der Staatsverschuldung zur Steigerung der Nachfrage. 
Das hat funktioniert. 

Diese Sparpolitik gibt es inzwischen in zahlreichen Ländern – besonders in Europa und in anderen Län-
dern, die den Programmen des Internationalen Währungsfonds (IWF) unterworfen sind. Die Verfechter der 
Sparprogramme behaupten, dass die Staatsverschuldung das Wirtschaftswachstum beeinträchtige, aber es 
gibt keinerlei Belege für diese Behauptung. Eine Arbeit von zwei Harvard-Ökonomen, Reinhart und Rogoff, 
behauptet, dass die Wachstumsraten in Ländern mit hohem Einkommen beständig und schnell sinken, 
sobald die Staatsverschuldung 90% des BIP überschreitet. Inzwischen wurde nachgewiesen, dass diese 
Studie auf der selektiven und falschen Verwendung von Daten und statistischen Verfahren basiert. Als diese 
korrigiert wurden, stellte sich heraus, dass „das durchschnittliche BIP-Wachstum in entwickelten Volkswirt-
schaften auch jenseits einer Staatsverschuldung von 90% des BIP nicht deutlich anders ausfällt als bei einer 
niedrigeren Verschuldung“ (Herndon et al 2013). 

Eine Erhöhung der Staatschulden und der Haushaltsdefizite sind normale Reaktionen auf das wirtschaft-
liche Geschehen. Nach IWF-Schätzungen sind fast alle derzeitigen Staatsschulden das kombinierte Ergebnis 
der Rezession selbst (Verlust von Steuereinnahmen infolge der Rezession; höhere Zinszahlungen infolge der 
gestiegenen Haushaltsdefizite) und der Maßnahmen der Regierung zur Bekämpfung der Rezession in Form 
automatischer Stabilisatoren, zusätzlicher fiskalischer Anreize und Unterstützung des Bankensektors (IWF 
2010C). In einer Rezession sind die Unternehmen nicht zu Investitionen bereit, weil die Nachfrage fehlt. 
Auch die privaten Haushalte sparen eher als dass sie Kredite aufnehmen, da sie sich gegen die Folgen der 
Krise schützen wollen. Regierungen sind die einzigen Institutionen, die Kredite aufnehmen und die Nach-
frage stimulieren können. 
Die derzeitigen politischen Maßnahmen zur Begrenzung der Haushaltsdefizite basieren auf willkürlich fest-
gelegten Zahlen wie z.B. den Maastricht-Kriterien, mit der Vorgabe, dass die Neuverschuldung 3% des BIP 
nicht überschreiten darf und die Staatsverschuldung insgesamt nicht mehr als 60% des BIP erreichen darf. 
Diese Zahlen beruhen jedoch auf politischen Vereinbarungen und nicht auf fundierten ökonomischen Fakten.  

Das Problem mit privaten Finanzgebern 
Verkauf von staatlichen und kommunalen Betrieben Viele Staaten haben ihre Kassen mit gro-
ßen Beträgen durch den Verkauf eines Teils oder aller Anteile an staatlichen Unternehmen gefüllt. Einige 
Gemeinden haben sich finanziell ebenfalls mit dem Verkauf von Anteilen an Kommunalbetrieben sanieren 
wollen. Mit den Erträgen werden Schulden getilgt, Steuern gesenkt oder Investitionen in andere Dienstleis-
tungen finanziert. Rund €1.300 Milliarden wurden auf diesem Wege in den letzten 30 Jahren verfügbar 
gemacht. Diese auf den ersten Blick attraktiven Gewinne sind auf den zweiten Blick eine Illusion.

Zunächst sind die durch den Verkauf erzielten Einnahmen kein Geschenk, sondern eine Zahlung als 
Gegenleistung für einen realen Vermögenswert – das Unternehmen – und dessen zukünftige Einnahmen. 
Der Staat oder die Gemeinde verliert somit alle Einnahmen, die das veräußerte Unternehmen in Zukunft 
erwirtschaften kann. Sambia erhielt vom IWF in den 1990er Jahren die Anweisung, alle seine kommunalen 
Wohnungsbau- und Wasserdienstleistungen zu privatisieren, aber die Gemeinden haben dadurch alle ihre 
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Einnahmen aus Mieten und Wassergebühren verloren, die sie zur Finanzierung anderer Dienstleistungen be-
nötigten, und die von den Gemeinderäten festgelegten Zahlungen sind von den privaten Mietern schwerer 
zu erhalten. 

Zweitens werden Industriebetriebe oft unter ihrem Wert verkauft, um das Interesse potenzieller Käufer 
zu wecken. Die britischen Stromerzeugungsunternehmen wurden nur für ein Drittel ihres Anlagenwertes 
verkauft, die Wasserversorger für nur 4% ihres Zeitwertes. Die neuen Eigentümer machen auf diese Weise 
Gewinne auf Kosten des Staates. Auch nach der Privatisierung kann es vorkommen, dass der Staat Unter-
nehmen subventioniert – so können z.B. die Schienennetzbetreiber oder die Stromverteilungsunternehmen 
staatliche Hilfen beziehen, damit die Preise nicht erhöht werden. 

Drittens zahlen die Verbraucher nach der Privatisierung höhere Gebühren als vorher. Das ist zum Teil auf 
die höheren Kosten des privaten Kapitals zurückzuführen – in England zahlten die Kunden der Wasserwer-
ke rund €1,2 Milliarden im Jahr mehr an Gebühren, als sie an die Werke unter staatlicher Führung bezahlt 
hätten. Das liegt teilweise daran, dass Unternehmen immer ihre Monopolstellung ausnutzen werden – die 
Wasserpreise in Frankreich sind bei privaten Unternehmen – auch nach Berücksichtigung sonstiger Faktoren 
- um 15% höher als bei kommunal geführten Betrieben.  

Kreative Buchführung mit ÖPP Öffentlich-private Partnerschaften (ÖPP) werden ebenfalls als Möglich-
keit genutzt, Geld für teure Infrastrukturprojekte mit Hilfe des privaten Sektors verfügbar zu machen, um 
eine offensichtliche Erhöhung der öffentlichen Kreditaufnahme zu vermeiden. Der private Partner in der ÖPP 
stellt die Finanzmittel zur Verfügung, sodass der Staat von dieser Aufgabe befreit wird – und die Brücke, der 
Tunnel, die Autobahn, die Schule oder das Krankenhaus werden gebaut. ÖPP werden aktiv von einer Reihe 
internationaler Institutionen und Regierungen gefördert, dazu gehören die Weltbank, die G20-Gruppe der 
führenden Industriestaaten, die Europäische Union und eine Reihe von Geberländern. 

Die erste fundamentale Illusion ist die Annahme, dass ÖPP privates Geld für die Finanzierung von Infra-
strukturen einbringen und der Staat deshalb sein Geld für andere Projekte ausgeben kann. Das Gegenteil 
ist der Fall. Die überwiegende Mehrheit der ÖPP ist auf Einnahmen aus der Staatskasse angewiesen (für 
das Krankenhaus, die Schule, die Eisenbahn usw.), d.h. von öffentlichen Ausgaben (die Ausnahme sind hier 
echte Konzessionen, weil das Privatunternehmen alle Investitionen „auf eigenes Risiko“ tätigt und davon 
ausgeht, dass die erforderlichen Einnahmen durch Zahlungen der Kunden generiert werden, z.B. Wasserge-
bühren und Autobahnmaut). ÖPP sind kein Ersatz für öffentliche Ausgaben – sie kassieren sie. 

Das zweite Problem besteht darin, dass der Staat sich immer zu günstigeren Konditionen Geld leihen 
kann als private Unternehmen -  die Kreditaufnahme durch ÖPP ist deshalb immer eine schlechte Option. 
Der IWF hat dies eindeutig festgestellt: „Die Kreditaufnahme durch den privaten Sektor kostet im Allgemei-
nen mehr, als wenn sich der Staat Geld leiht … Aus diesem Grund steigen die Finanzierungskosten immer 
dann, wenn im Rahmen einer ÖPP die staatliche Kreditaufnahme durch die privatwirtschaftliche ersetzt 
wird“ (IWF 2004A, IWF 2004B). 

2011 schätzte ein Vertreter der an ÖPP beteiligten britischen privaten Unternehmen, dass die Zusatz-
kosten infolge privaten Kapitals im Vergleich zur staatlichen Kreditaufnahme bei jährlich 2,2% liegen. Die 
Financial Times rechnete aus, „dass der britische Steuerzahler deutlich über €2,4 Milliarden zusätzliche Kre-
ditkosten für die 700 Projekte gezahlt hat, die aufeinanderfolgende Regierungen im Rahmen der privaten Fi-
nanzierungsinitiative angeschoben haben. Damit könnten 40 neue große Krankenhäuser gebaut werden....” 

Wenn mit der Hilfe von ÖPP öffentliche Investitionen finanziert werden, versuchen die privaten Investoren 
naturgemäß, sich gegen Risiken und Unwägbarkeiten abzusichern. Der Staat gibt deshalb im Normalfall eine 
Art Garantie oder stimmt einer Übernahme von Risiken zu, damit der private Investor ein höheres Maß an 
Sicherheiten erhält. Auch hier kommt der IWF zu dem Schluss: „… Garantien zur Absicherung privater Fi-
nanzierungen können für den Staat versteckte und oft höhere Kosten beinhalten, als bei der herkömmlichen 
Finanzierung entstanden wären“. Eine weitere Ironie besteht darin, dass staatliche Banken und Institutionen 
derzeit Kredite an ÖPP vergeben, um sich das Geld danach wieder von ihnen zu leihen. 

Trotz der massiven Förderung leisten ÖPP kaum mehr als einen vernachlässigbaren Anteil der Infrastruk-
turinvestitionen weltweit. Die Finanzierung durch die öffentliche Hand bleibt weltweit das vorherrschende 
Modell und leistet 90% der Investitionen in Infrastrukturprojekte. 
Viele ÖPP sind teure Misserfolge. In Großbritannien, das bei den ÖPP weltweit an erster Stelle steht, sind alle 
öffentlich-privaten Partnerschaften im öffentlichen Verkehr in London inzwischen beendet worden, das sind 
25% des Wertes aller ÖPP im Vereinigten Königreich. Das Ergebnis sind beträchtliche Einsparungen bei den 
Kreditkosten und den Effizienzkosten (PSIRU 2014B). 
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Öffentliche 
Ausgabenpolitik
Der vorliegende Bericht hat die wirtschaftliche und soziale Rolle öffentlicher Ausgaben und öffentli-

cher Dienste sowie die Rolle von Steuern und der Kreditaufnahme zur Finanzierung dieser Ausgaben 
untersucht. Hohe öffentliche Ausgaben bringen sowohl in den Ländern mit hohen Einkommen als 

auch in den Entwicklungsländern langfristige wirtschaftliche und soziale Vorteile. Die derzeitige Rezession 
ist in keiner Weise durch öffentliche Ausgaben verursacht worden – es ist vielmehr durchaus möglich, dass 
ein Auslöser der Wirtschaftskrise in dem Versuch lag, den Wirtschaftsmotor öffentliche Ausgaben durch 
eine Finanzblase zu ersetzen, die jetzt geplatzt ist. Die Gefahr liegt darin, dass die Sparpolitik langfristig 
wirtschaftliche und soziale Schäden verursacht. 

Eine Änderung der derzeitigen Politik ist nur durch politische Maßnahmen zu erreichen. Marktmechanis-
men können nicht das Niveau an öffentlichen Diensten bereitstellen, das Staaten benötigen. Die Entschei-
dungen, die zu mehr öffentlichen Ausgaben oder zur Durchführung von Sparprogrammen führen, sind das 
Ergebnis politischer Prozesse auf nationaler und internationaler Ebene. Die Entstehung des Sozialstaates und 
die Entwicklung öffentlicher Dienste waren verbunden mit der Wahl sozialdemokratischer Regierungen und 
der Unabhängigkeit von Entwicklungsländern, beide unterstützt durch starke Gewerkschaften. Der Versuch, 
diesen Trend aufzuhalten, war ebenfalls durch Protagonisten wie Thatcher, Reagan und Pinochet in Großbri-
tannien, in den USA und in Chile politisch motiviert. Und er wurde durch die Förderung dieser Politik durch 
den Internationalen Währungsfonds (IWF), die Weltbank und die Europäische Union unterstützt. 

Inzwischen gibt es eine eindeutige Rückkehr zu einer sozialdemokratischen Politik, besonders in Latein-
amerika und in anderen Entwicklungsländern, sowie einen zunehmenden politischen Widerstand gegen die 
Sparpolitik und die Ungleichheiten in Europa, Asien und Nordamerika. 

Die politische Auseinandersetzung mit internationalen Institutionen über die Zukunft öffentlicher Ausga-
ben geht weiter. Mit welchen scharfen Waffen sie geführt wird, lässt sich an einigen Zahlen ablesen. 

Öffentliche Ausgaben müssen weit über das derzeitige Maß hinausgehen. Gründe: 
· Das Wachstum und die wirtschaftliche Entwicklung in Ländern mit mittlerem und hohem Einkommen; 
· Maßnahmen gegen den Klimawandel allein werden öffentliche Ausgaben um 1,5% des BIP erhöhen; 
· Der demographische Wandel erfordert mehr Ausgaben für die Altersversorgung und die Gesundheits-

versorgung (zusätzliche 4,5% des BIP); und 
· Die Rückkehr zu wirtschaftlichem Wachstum und die Bekämpfung der Arbeitslosigkeit erfordern eben-

falls zusätzliche öffentliche Ausgaben. 
Der IWF hingegen will die derzeitigen öffentlichen Ausgaben um ein Viertel (in Ländern mit hohem Ein-

kommen) bzw. ein Zehntel (in Entwicklungsländern) kürzen.

Die Ergebnisse dieser und anderer Auseinandersetzungen werden zukunftsentscheidend sein. Es werden 
umfassende globale politische Initiativen erforderlich sein, damit die Höhe öffentlicher Ausgaben durch 
demokratische Entscheidungen festgelegt wird und sich danach richtet, was ökonomisch, sozial und ökolo-
gisch am vernünftigsten ist.

Tabelle 8.1: IWF-Ziele zur Kürzung öffentlicher Ausgaben weltweit 

Länder mit hohem Einkommen 
Entwicklungsländer

Primäre öffentliche Ausgaben 
(in % des BIP), 2007

35.8
24.5

Vom IWF geforderte durchschnittliche 
Anpassung bis 2030 (in % des BIP)

-8.70%
-2.75%

IWF-Ziel der Kürzung öffentli-
cher Ausgaben

-24%
-11%

Quelle: IMF 2010A
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